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Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Raumordnungsgesetzes
und anderer Vorschriften

(ROGANdG)

A. Problem und Ziel

In der 19. Legislaturperiode wurde durch das Gesetz zur Beschleunigung von In-
vestitionen vom 3. Dezember 2020 (BGBI. I S. 2694) bereits eine Reihe dringli-
cher Mafinahmen zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren beschlossen, u. a. im Bereich der Raumordnung. Damit wurde das Raumord-
nungsrecht vereinfacht und optimiert. Der Koalitionsvertrag der 20. Legislaturpe-
riode zwischen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP sicht nunmehr die
weitere Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren vor, unter
anderem durch den Gebrauch von weiteren digitalen Moglichkeiten und durch
eine bessere Verzahnung von Raumordnungs- und Planfeststellungsverfahren.
Auftrag des Koalitionsvertrages ist zudem eine Stirkung des Planerhalts.

Im Zusammenhang mit dem Klimaschutzgesetz und dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz 2023 ist der Ausbau der erneuerbaren Energien, insbesondere der Wind-
energie an Land, zu beschleunigen.

B. Lésung, Nutzen

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden die die Raumordnung betreffenden
Auftrige aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt. Der Gesetzentwurf ist Teil des
MaBnahmenpakets der Bundesregierung zur Planungs- und Genehmigungsbe-
schleunigung.

Die wesentlichen Inhalte des Gesetzentwurfs lassen sich wie folgt zusammenfas-
sen:

—  Modernisierung der Planung durch die weitere Digitalisierung der Beteili-
gungsverfahren bei der Aufstellung von Raumordnungsplénen,

—  Flexibilisierung der Planung durch Erleichterungen bei der Abweichung von
Zielfestlegungen in Raumordnungsplénen,

—  Beseitigung von Redundanzen bei Anderungen von Planentwiirfen,

—  mehr Planungs- und Investitionssicherheit durch erweiterte Regelungen zur
Planerhaltung und
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—  Beschleunigung von Genehmigungsverfahren durch engere Verzahnung von
Raumordnungs- und Zulassungsverfahren.

Ferner enthilt der Gesetzentwurf eine Anderung des Planungssicherstellungsge-
setzes (PlanSiG), wonach das Raumordnungsgesetz (ROG) nicht mehr vom An-
wendungsbereich des PlanSiG erfasst wird. Grund hierfiir sind eigene Regelungen
im ROG, die das Anliegen des PlanSiG aufgreifen.

Dieser Gesetzentwurf enthilt zudem eine Anderung des Windenergieflichenbe-
darfsgesetzes (WindBG) vom 20. Juli 2022 (vgl. BGBI. I S. 1353, Artikel 1), in-
dem als neuer § 6 WindBG eine Regelung zu Verfahrenserleichterungen in Wind-
energiegebieten eingefligt werden soll.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Fiir Bund, Lander und Kommunen fallen durch dieses Gesetz keine Haushalts-
ausgaben ohne Erfiillungsaufwand an.

Ein etwaiger Mehrbedarf des Bundes an Sach- und Personalmitteln soll finanziell
und stellenméBig im jeweiligen Einzelplan ausgeglichen werden.

E. Erfiillungsaufwand

E.1 Erflllungsaufwand fir Birgerinnen und Blrger

Es entsteht kein Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft ergibt sich eine Verringerung des jihrlichen Erfiillungsauf-
wands in Hohe von rund 4,4 Millionen Euro, was als ,,out” im Sinne der ,,one-in-
one-out Regel* zu beriicksichtigen ist.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Es entstehen keine Biirokratiekosten aus Informationspflichten.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fiir die Verwaltung der Léander (inklusive Kommunen) verringert sich der jahrli-
che Erfiillungsaufwand um rund 804 000 Euro.

F. Weitere Kosten

Weitere Kosten entstehen nicht.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND ( 7

DER BUNDESKANZLER G7 GERMANY

2022

Berlin, 7. Dezember 2022

An die

Prasidentin des
Deutschen Bundestages
Frau Barbel Bas

Platz der Republik 1
11011 Berlin

Sehr geehrte Frau Prasidentin,
hiermit ibersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Anq_erung des Raumordnungsgesetzes
und anderer Vorschriften (ROGANndG)

mit Begrindung und Vorblatt (Anlage 1).
Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufiihren.
Federfuhrend ist das Bundesministerium fur Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemaR § 6 Absatz 1 NKRG ist als
Anlage 2 beigefugt.

Der Bundesrat hat in seiner 1028. Sitzung am 25. November 2022 gemal Artikel 76 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 3 ersichtlich

Stellung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der als
Anlage 4 beigefligten Gegenaulierung dargelegt.

Mit freundlichen GriiRen

Olaf Scholz
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Raumordnungsgesetzes
und anderer Vorschriften

(ROGANdG)

Vom ...
Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Raumordnungsgesetzes

Das Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBI. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 3. Dezember 2020 (BGBI. I S. 2694) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt geéndert:
a) Die Angabe zu § 15 wird wie folgt gefasst:
»$ 15 Raumvertriaglichkeitspriifung*.
b) Die Angabe zu § 16 wird wie folgt gefasst:
»§ 16 Beschleunigte Raumvertréglichkeitspriifung; Absehen von Raumvertrdglichkeitspriifungen®.
c) Die Angabe zu § 18 wird wie folgt gefasst:

»$ 18 Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplianen des Bundes; Bekanntmachung von
Raumordnungsplénen des Bundes®.

2. § 3 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 4 werden die Worter ,,des Raumordnungsverfahrens* durch die Worter ,,der Raumvertrag-
lichkeitspriifung* ersetzt.

b) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a eingefiigt:
,4a. in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung:

Ziele der Raumordnung, die nach vollstindiger Durchfithrung des Beteiligungsverfahrens nach
§ 9 in einem die Ergebnisse der Beteiligung beriicksichtigenden Planentwurf enthalten und als
solche veroffentlicht sind;*.

3. § 6 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Die zustindige Raumordnungsbehdrde soll einem Antrag auf Abweichung von einem Ziel der
Raumordnung stattgeben, wenn die Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und
die Grundziige der Planung nicht beriihrt werden. Antragsberechtigt sind die 6ffentlichen Stellen und die
Personen des Privatrechts, die das Ziel, von dem eine Abweichung zugelassen werden soll, nach § 4 zu be-
achten haben. Antragsberechtigt sind auch Personen des Privatrechts, deren beantragtes Vorhaben der Plan-
feststellung oder der Genehmigung mit der Rechtswirkung der Planfeststellung bedarf oder deren beantragtes
Vorhaben nach § 4 Absatz 2 zu beurteilen ist.*
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4.

5.

§ 7 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aaa)  In Nummer 2 wird das Komma am Ende durch einen Punkt ersetzt.
bbb)  Die Nummern 3 und 4 werden aufgehoben.

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,Wird durch die Festlegung von Vorranggebieten der jeweiligen Nutzung oder Funktion substan-
ziell Raum verschafft, kann festgelegt werden, dass diese Nutzung oder Funktion an anderer Stelle
im Planungsraum ausgeschlossen ist (Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung).*

cc) Die folgenden Sétze werden angefiigt:

,Die Ermittlung der Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung erfolgt auf der Grundlage eines ge-
samtraumlichen Planungskonzepts der planaufstellenden Stelle. Werden in diesem Planungskon-
zept Teile des Planungsraums fiir eine Nutzung oder Funktion ausgeschlossen, ist eine systemati-
sche Unterscheidung, ob der Ausschluss aus tatséchlichen, rechtlichen oder planerischen Griinden
erfolgt, nicht erforderlich. Abweichend von den Sétzen 3 bis 5 ist auf die Ausweisung von Wind-
energiegebieten im Sinne des § 2 Nummer 1 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes vom 20. Juli
2022 (BGBI. I S. 1353) § 27 Absatz 4 dieses Gesetzes anzuwenden.*

In Absatz 8 werden die Worter ,,nach § 13 Absatz 6 und § 17 gestrichen.

§ 9 wird wie folgt gedndert:

a)

Die Absitze 2 bis 4 werden wie folgt gefasst:

,»(2) Die planaufstellende Stelle gibt der Offentlichkeit und den in ihren Belangen beriihrten 6f-
fentlichen Stellen frithzeitig Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des Raumordnungsplans, zu
seiner Begriindung und im Falle einer durchgefiihrten Umweltpriifung zum Umweltbericht. Dazu sind
die in Satz 1 genannten sowie weitere nach Einschitzung der planaufstellenden Stelle zweckdienliche
Unterlagen fiir die Dauer von mindestens einem Monat im Internet zu verdffentlichen. Internetseite
oder Internetadresse und Dauer der Verdffentlichung sind mindestens eine Woche vor Beginn der Ver-
offentlichung 6ffentlich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist unter Angabe einer angemes-
senen Frist, die zumindest der Veroffentlichungsfrist entspricht, darauf hinzuweisen, dass

1.  Stellungnahmen abgegeben werden konnen,
2. die Stellungnahmen elektronisch {ibermittelt werden sollen,

3. mit Ablauf der Frist alle Stellungnahmen ausgeschlossen sind, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen.

Zusétzlich zur Verodffentlichung im Internet ist eine oder sind mehrere andere leicht zu erreichende
Zugangsmoglichkeiten zur Verfiigung zu stellen, soweit dies nach Feststellung der das Beteiligungs-
verfahren durchfithrenden Stelle angemessen und zumutbar ist. In der Bekanntmachung ist auf diese
Zugangsmoglichkeiten hinzuweisen.

(3) Wird der Planentwurf nach Durchfiihrung der Verfahrensschritte nach Absatz 2 dergestalt
geédndert, dass dies zu einer erstmaligen oder starkeren Berithrung von Belangen fiihrt, so ist der geédn-
derte Teil erneut im Internet zu verdffentlichen; in Bezug auf die Anderung ist erneut Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Die Dauer der Verdffentlichung und die Frist zur Stellungnahme kénnen an-
gemessen verkiirzt werden. Die Beteiligung nach Satz 1 soll auf die von der Anderung erstmalig oder
stirker in ihren Belangen beriihrte Offentlichkeit sowie auf die von der Anderung erstmalig oder stéirker
in ihren Belangen beriihrten offentlichen Stellen beschrinkt werden, wenn durch die Anderung des
Planentwurfs die Grundziige der Planung nicht beriihrt werden. Absatz 2 Satz 3 bis 6 gilt entsprechend.
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(4) Wird die Durchfiihrung eines Raumordnungsplans voraussichtlich erhebliche Auswirkungen
auf das Gebiet eines Nachbarstaates haben, so ist die von diesem Staat als zustindig benannte Behorde
zu unterrichten. Hat der Staat keine Behorde benannt, so ist die oberste fiir Raumordnung zustdndige
Behorde dieses Staates zu unterrichten. Der zu unterrichtenden Behdrde ist ein Exemplar des Planent-
wurfs elektronisch zu iibermitteln. Der Behorde nach Satz 1 ist eine angemessene Frist zu setzen, in-
nerhalb derer sie Gelegenheit zur Stellungnahme hat. Absatz 3 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend. Wenn die
Durchfiihrung des Plans erhebliche Umweltauswirkungen auf einen Nachbarstaat haben kann, ist dieser
nach den §§ 60 und 61 des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitspriifung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Mérz 2021 (BGBI. I S. 540), das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. Sep-
tember 2021 (BGBI. I S. 4147) geéndert worden ist, zu beteiligen.*

b) Folgender Absatz 5 wird angefiigt:

»(5) Bei geringfiigigen Anderungen eines Raumordnungsplans einschlieBlich der Erginzung oder
Aufhebung einzelner Festlegungen kann die Beteiligung auf die von der Anderung in ihren Belangen
beriihrte Offentlichkeit und die von der Anderung in ihren Belangen beriihrten dffentlichen Stellen be-
schrinkt werden, wenn

1. die Grundziige der Planung nicht beriihrt werden,

2. nach § 8 Absatz 2 Satz 1 festgestellt wurde, dass die Anderungen, Ergéinzungen oder Aufthebungen
voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen haben werden, und

3. der Meeresbereich nicht beriihrt ist.

Satz 1 gilt auch fiir die vollsténdige oder teilweise Authebung von Raumordnungsplédnen, die funkti-
onslos geworden sind, weil ihre Verwirklichung aufgrund tatséchlicher oder rechtlicher Entwicklungen
auf unabsehbare Zeit offenkundig ausgeschlossen ist. In den Féllen der Sétze 1 und 2 finden die Ab-
sdtze 1 und 4 keine Anwendung.*

6. § 10 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Der Raumordnungsplan ist mit der Begriindung und, wenn iiber die Annahme des Raumordnungs-
plans nicht durch Gesetz entschieden wird, einer Rechtsbehelfsbelehrung sowie im Falle einer durchgefiihr-
ten Umweltpriifung mit der zusammenfassenden Erklirung nach Absatz 3 und der Aufstellung der Uberwa-
chungsmafinahmen nach § 8 Absatz 4 Satz 1 im Internet zu verdffentlichen. Zusitzlich ist Einsichtnahme an
einem oder mehreren Orten zu gewéhren. Wenn das Landesrecht keine Bestimmungen zum Ort der Einsicht-
nahme trifft, wird er von der planaufstellenden Stelle bestimmt. In der Bekanntmachung oder in der Verkiin-
dung des Raumordnungsplans ist auf die Verdffentlichung unter Angabe der Internetseite oder Internet-
adresse sowie auf die Einsichtnahmemdglichkeit hinzuweisen.*

7. § 11 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

,»(2) Fiir die Rechtswirksamkeit eines Regionalplans ist auch unbeachtlich, wenn der Regionalplan
aus einem Raumordnungsplan fiir das Landesgebiet entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit we-
gen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften sich nach Bekanntmachung oder Verkiindung
des Regionalplans herausstellt.

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefiigt:

,Werden in einem Raumordnungsplan einzelne Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung oder Teile die-
ser Gebiete fehlerhaft festgelegt, bleibt der Raumordnungsplan im Ubrigen wirksam, sofern die Grund-
ziige der Planung nicht beriihrt sind und der vorrangigen Nutzung oder Funktion substanziell Raum
verschafft wird.*

8. Nach § 13 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefligt:

»(1a) Raumordnungspldne nach Absatz 1 Satz 1 sind den Zielen der Raumordnung anzupassen, die in
den Bundesraumordnungspldnen nach § 17 festgelegt sind. § 4 Absatz 1 bleibt unberiihrt.*
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9.

§ 15 wird wie folgt gefasst:

815
Raumvertriglichkeitspriifung

(1) Die nach Landesrecht zustindige Raumordnungsbehdrde (zustindige Raumordnungsbehorde)
priift nach MaBgabe dieser Vorschrift in einem besonderen Verfahren die Raumvertriaglichkeit raumbedeut-
samer Planungen und Malinahmen im Sinne von § 1 der Raumordnungsverordnung. Gegenstand der Raum-
vertraglichkeitspriifung sind die

1. Priifung der raumbedeutsamen Auswirkungen der Planung oder MaBBnahme unter iiberdrtlichen Ge-
sichtspunkten, insbesondere die Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung und die
Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und MaBinahmen,

2.  Priifung der ernsthaft in Betracht kommenden Standort- oder Trassenalternativen und

3. berschldgige Priifung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgiiter nach § 2 Absatz 1 des
Gesetzes liber die Umweltvertriglichkeitspriifung unter Beriicksichtigung der Kriterien nach Anlage 3
des Gesetzes liber die Umweltvertraglichkeitspriifung.

Die Raumvertriglichkeitspriifung endet innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Vorliegen der voll-
staindigen Verfahrensunterlagen. Die Raumordnungsbehorde iibermittelt dem Vorhabentriger das Ergebnis
ihrer Priifung in Form einer gutachterlichen Stellungnahme. Erfolgt keine Ubermittlung innerhalb der Frist
nach Satz 3, ist das Verfahren der Raumvertraglichkeitspriifung gleichwohl abgeschlossen, und die Zulas-
sungsbehdrde kann das Zulassungsverfahren auf Antrag des Vorhabentragers einleiten; in diesem Fall betei-
ligt sie die Raumordnungsbehérde im Rahmen der fachrechtlichen Behdrdenbeteiligung. Der Vorhabentré-
ger kann zudem, sofern dies gesetzlich vorgesehen ist, das Verfahren zur Bestimmung der Planung und Li-
nienfithrung beantragen.

(2) Der Vorhabentriger legt der zustindigen Raumordnungsbehorde die Verfahrensunterlagen vor,
die notwendig sind, um eine Bewertung der raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens zu ermogli-
chen; hierzu gehdren auch geeignete Angaben entsprechend der Anlage 2 des Gesetzes iiber die Umweltver-
traglichkeitspriifung zu den Merkmalen des Vorhabens und des Standorts sowie zu den moglichen erhebli-
chen Umweltauswirkungen des Vorhabens. Die Verfahrensunterlagen sollen in einem verkehrsiiblichen
elektronischen Format eingereicht werden. Innerhalb eines Monats nach Eingang der Verfahrensunterlagen
priift die zustdndige Raumordnungsbehorde deren Vollstindigkeit und fordert den Vorhabentriger bei Be-
darf unter genauer Bezeichnung der noch erforderlichen Unterlagen oder Daten zur Vervollstindigung auf.
Fordert die Raumordnungsbehorde den Vorhabentriager zur Vervollstindigung der Unterlagen auf, hat sie,
soweit moglich, die Raumvertriglichkeitspriifung vor der Vervollstindigung zu beginnen. Fordert die Raum-
ordnungsbehdrde den Vorhabentriager nicht innerhalb der Frist nach Satz 3 zur Vervollstindigung der Ver-
fahrensunterlagen auf, beginnt die Frist des Absatzes 1 Satz 3 am Tag des Eingangs der Verfahrensunterla-
gen nach Satz 1. Bei raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen der Verteidigung entscheidet das Bun-
desministerium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle, bei raumbedeutsamen Planungen und
MaBnahmen des Zivilschutzes die zusténdige Stelle iiber Art und Umfang der Angaben fiir die Planung oder
MalBnahme.

(3) Die zustindige Raumordnungsbehérde beteiligt die Offentlichkeit und die in ihren Belangen be-
riihrten 6ffentlichen Stellen. Sie hat die Verfahrensunterlagen fiir die Dauer von mindestens einem Monat
im Internet zu ver6ffentlichen. Der Vorhabentrdger hat Anspruch darauf, dass seine Betriebs- und Geschéfts-
geheimnisse nicht unbefugt offenbart werden. Internetseite oder Internetadresse und Dauer der Veroffentli-
chung sind mindestens eine Woche vor Beginn der Verdffentlichung 6ffentlich bekannt zu machen. In der
Bekanntmachung ist unter Angabe einer angemessenen Frist, die zumindest der Veroffentlichungsfrist ent-
spricht, darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen abgegeben werden kénnen und dass die Ubermittlung
elektronisch erfolgen soll. Zusitzlich zur Veréffentlichung im Internet ist eine oder sind mehrere andere
leicht zu erreichende Zugangsmoglichkeiten zur Verfiigung zu stellen, soweit dies nach Feststellung der
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10.

zustdandigen Raumordnungsbehorde angemessen und zumutbar ist. In der Bekanntmachung ist auf diese Zu-
gangsmoglichkeiten hinzuweisen. Bei raumbedeutsamen Planungen und MaBBnahmen nach Absatz 2 Satz 6
erfolgt die Entscheidung dariiber, ob und in welchem Umfang die Offentlichkeit einbezogen wird, im Ein-
vernehmen mit den dort genannten Stellen. Bei raumbedeutsamen Planungen und MafBnahmen, die erhebli-
che Auswirkungen auf Nachbarstaaten haben konnen, erfolgt die Beteiligung der betroffenen Nachbarstaaten
nach den Grundsétzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit.

(4) Der Vorhabentriger kann die Durchfiihrung einer Raumvertriglichkeitspriifung bei der zusténdi-
gen Raumordnungsbehorde beantragen. Stellt der Vorhabentrager keinen Antrag, so zeigt er dies der zustén-
digen Raumordnungsbehdrde vor Einleitung eines Zulassungsverfahrens oder, sofern dies gesetzlich vorge-
sehen ist, eines Verfahrens zur Bestimmung der Planung und Linienfithrung an. Der Anzeige sind die fiir die
Raumvertraglichkeitspriifung erforderlichen Unterlagen nach Absatz 2 Satz 1 beizufiigen. Die zustindige
Raumordnungsbehorde soll die Raumvertraglichkeitspriifung einleiten, wenn sie erwartet, dass das Vorha-
ben zu raumbedeutsamen Konflikten mit den Erfordernissen der Raumordnung oder mit anderen raumbe-
deutsamen Planungen und Maflnahmen fiihren wird. Die zustdndige Raumordnungsbehérde teilt ihre Ent-
scheidung iiber die Finleitung der Priifung dem Vorhabentriger innerhalb von vier Wochen nach dessen
Anzeige mit. Bei raumbedeutsamen Planungen und Maflnahmen von 6ffentlichen Stellen des Bundes, von
anderen 6ffentlichen Stellen, die im Auftrag des Bundes tétig sind, sowie von Personen des Privatrechts nach
§ 5 Absatz 1 trifft die zustdndige Raumordnungsbehorde die Entscheidung iiber die Einleitung der Priifung
im Benehmen mit dieser Stelle oder Person.

(5) Halt der Vorhabentrager nach Abschluss der Raumvertraglichkeitspriifung an der Realisierung
seines Vorhabens fest, soll er zeitnah die Durchfithrung des hierfiir erforderlichen Zulassungsverfahrens
oder, sofern es gesetzlich vorgesehen ist, des Verfahrens zur Bestimmung der Planung und Linienfiihrung
beantragen. Im Zuge der Antragstellung iibermittelt der Vorhabentrdger der Zulassungsbehorde die Unterla-
gen, die Gegenstand der Raumvertraglichkeitspriifung waren, sowie im Falle ihres Vorliegens die gutachter-
liche Stellungnahme in einem verkehrsiiblichen elektronischen Format. Im Zulassungsverfahren soll die Prii-
fung auf Belange beschriankt werden, die nicht Gegenstand der Raumvertraglichkeitspriifung waren, jedoch
bleibt die Priifung der Umweltauswirkungen im Rahmen der Umweltvertréglichkeitspriifung nach dem Ge-
setz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung und nach Maflgabe des Fachrechts im Rahmen des Zulassungs-
verfahrens unberiihrt. Die Zulassungsbehorde bezieht die gutachterliche Stellungnahme der zustidndigen
Raumordnungsbehorde auf der Grundlage des § 4 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 1 Num-
mer 4 nach Maflgabe des Fachrechts in ihre Entscheidung ein. Wird das Vorhaben abschnittsweise zugelas-
sen, konnen die Raumvertraglichkeitspriifung sowie das Zulassungsverfahren oder, sofern es gesetzlich vor-
gesehen ist, das Verfahren zur Bestimmung der Planung und Linienfiihrung insoweit aufeinander abgestimmt
werden.

(6) Das Ergebnis der Raumvertrdglichkeitspriifung kann nur im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens
gegen die nachfolgende Zulassungsentscheidung iiberpriift werden.

(7) Inden Landern Berlin, Bremen und Hamburg gelten die Absétze 1 bis 6 nur, wenn das Landesrecht
eine Raumvertriglichkeitspriifung vorsieht.*

§ 16 wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»$ 16
Beschleunigte Raumvertréglichkeitspriifung; Absehen von Raumvertriglichkeitspriifungen®.
b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,,§ 15 Abs. 3 Satz 1 und 6 durch die Worter ,,§ 15 Absatz 3 Satz 1
und 9 und die Worter ,,beschleunigtes Raumordnungsverfahren® durch die Worter ,,beschleunigte
Raumvertriglichkeitspriifung® ersetzt.
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11.

12.

13.

14.

15.

16.
17.

18.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,,§ 15 Abs. 4 Satz 2* durch die Worter ,,§ 15 Absatz 1 Satz 3* und wer-
den die Worter ,,beim beschleunigten Raumordnungsverfahren* durch die Worter ,,bei der be-
schleunigten Raumvertraglichkeitspriifung* ersetzt.

¢) InAbsatz 2 Satz 1 und 2 werden jeweils die Worter ,,eines Raumordnungsverfahrens* durch die Worter
,einer Raumvertriglichkeitspriifung* ersetzt.

In § 17 Absatz 1 Satz 1, 3 und 4, Absatz 2 Satz 1, 4 und 5, Absatz 3 Satz 1, 3 und 4, § 19 Satz 2, den §§ 20,
21 Absatz 2 Satz 1, § 22 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1, den §§ 23, 24 Absatz 1 und § 25 Absatz 3
werden jeweils die Worter ,,des Innern, fiir Bau und Heimat™ durch die Worter ,,fiir Wohnen, Stadtentwick-
lung und Bauwesen* ersetzt.

§ 17 Absatz 5 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,,finden die §§ 8 und 10 durch die Angabe ,,findet § 8 ersetzt.
b) Die Sitze 2 bis 4 werden aufgehoben.

§ 18 wird wie folgt gefasst:

»§ 18

Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungspldnen des Bundes;
Bekanntmachung von Raumordnungsplanen des Bundes

(1) Bei der Aufstellung der Raumordnungspléne nach § 17 Absatz 1 und 2 findet § 9 Absatz 2 Satz 3
mit der Malligabe Anwendung, dass die 6ffentliche Bekanntmachung auf der Internetseite und im Verkiin-
dungsblatt der auslegenden Behdrde erfolgt. Auf Raumordnungspléne nach § 17 Absatz 3 findet § 9 Absatz 1
und 4 keine Anwendung; § 9 Absatz 2 und 3 findet mit der Mallgabe Anwendung, dass die Beteiligung auf
in ihren Belangen beriihrte 6ffentliche Stellen beschriankt werden kann.

(2) Das Erfordernis der Veroffentlichung einer Rechtsbehelfsbelehrung nach § 10 Absatz 2 Satz 1 fin-
det auf die Raumordnungspliane des Bundes nach § 17 keine Anwendung. Raumordnungspliane des Bundes
nach § 17 Absatz 3 sind im Bundesanzeiger bekannt zu machen; § 10 Absatz 1, 3 und 4 findet auf diese
Pléne keine Anwendung.*

In § 19 Satz 1 werden die Worter ,,Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat™ durch die Worter
,Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung* ersetzt.

In § 21 Absatz 1 werden die Worter ,,ein Raumordnungsverfahren durch die Worter ,,eine Raumvertrig-
lichkeitspriifung® ersetzt.

In § 23 Absatz 2 werden die Worter ,,im Benehmen mit den zustdndigen Spitzenverbédnden® gestrichen.

In § 24 Absatz 1 und 2 werden jeweils die Worter ,,Ministerkonferenz fiir Raumordnung® durch das Wort
»Raumentwicklungsministerkonferenz* ersetzt.

§ 27 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,nach § 15, die vor dem 29. November 2017 durch die Worter
,» dienach § 15 in der bis zum ... [einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten nach Artikel 14 dieses Gesetzes]
geltenden Fassung™ und wird die Angabe ,,28. November 2017 durch die Angabe ,,... [einsetzen: Tag
vor dem Inkrafttreten nach Artikel 14 dieses Gesetzes]“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,29. November 2017 durch die Angabe ,,... [einsetzen: Datum des
Inkrafttretens nach Artikel 14 dieses Gesetzes]“ ersetzt.
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bb) Folgender Satz wird angefiigt:

»Auf Raumordnungspline, die vor dem ... [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 14
dieses Gesetzes] in Kraft getreten sind, findet § 11 Absatz 2 in der bis zum ... [einsetzen: Tag vor
dem Inkrafttreten nach Artikel 14 dieses Gesetzes] geltenden Fassung weiterhin Anwendung.*

c) In Absatz 3 wird die Angabe ,,29. November 2017 durch die Angabe ,,... [einsetzen: Datum des In-
krafttretens nach Artikel 14 dieses Gesetzes]* ersetzt.

Artikel 2
Anderung des Gesetzes iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung

Das Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mérz
2021 (BGBI. I S. 540), das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI. I S. 4147) geédndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Inder Inhaltsiibersicht wird die Angabe zu § 49 wie folgt gefasst:
»$ 49  Umweltvertriaglichkeitspriifung bei Vorhaben mit Raumvertréglichkeitspriifung*.

2. In § 2 Absatz 6 Nummer 2 werden die Worter ,,nach den §§ 47 und 49 durch die Angabe ,,nach § 47 er-
setzt.

3. § 47 Absatz 2 wird aufgehoben.
4. § 49 wird wie folgt gefasst:

»§ 49
Umweltvertraglichkeitspriifung bei Vorhaben mit Raumvertraglichkeitspriifung

In der Raumvertraglichkeitspriifung erfolgt die Priifung der Umweltauswirkungen nur nach Maflgabe
des Raumordnungsgesetzes. Die Umweltvertréglichkeitspriifung im nachfolgenden behdrdlichen Verfahren,
das der Zulassungsentscheidung dient, umfasst eine vertiefte Priifung der in der Raumvertréglichkeitsprii-
fung nur iiberschligig gepriiften Umweltauswirkungen.

Artikel 3
Anderung der Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure

In Nummer 13.1 LPH 2 Buchstabe j der Anlage 13 (zu § 47 Absatz 2, § 48 Absatz 5) der Honorarordnung
fiir Architekten und Ingenieure vom 10. Juli 2013 (BGBI. I S. 2276), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 2.
Dezember 2020 (BGBI. I S. 2636) geédndert worden ist, werden die Worter ,,ein Raumordnungsverfahren* durch
die Worter ,,eine Raumvertraglichkeitspriifung® ersetzt.

Artikel 4
Anderung des Bundesberggesetzes

In § 57a Absatz 3 Satz 2 des Bundesberggesetzes vom 13. August 1980 (BGBI. I S. 1310), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1760) geéndert worden ist, werden die Worter ,,aus einem
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vorausgegangenen Raumordnungsverfahren® durch die Worter ,,einer vorausgegangenen Raumvertriaglichkeits-
priiffung® und die Worter ,,diesem Verfahren* durch die Worter ,,dieser Priifung® ersetzt.

Artikel 5
Anderung der Atomrechtlichen Verfahrensverordnung

Die Atomrechtliche Verfahrensverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1995
(BGBLI. I S. 180), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBI. I S. 2428) gedndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In der Inhaltsiibersicht wird die Angabe zu § 19a wie folgt gefasst:
»$ 19a Raumvertraglichkeitspriifung und Genehmigungsverfahren®.

2. § 19a wird wie folgt gefasst:

»$ 192
Raumvertraglichkeitspriifung und Genehmigungsverfahren

Die Genehmigungsbehorde hat die bei der Raumvertréglichkeitspriifung nach § 15 des Raumordnungs-
gesetzes liberschligig gepriiften Auswirkungen eines UVP-pflichtigen Vorhabens auf die Umwelt nach Mal3-
gabe des § 14a Absatz 2 bei der Entscheidung {iber den Antrag zu beriicksichtigen.*

Artikel 6
Anderung des BundesfernstraBengesetzes

In § 16 Absatz 2 Satz 1 des BundesfernstraBengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni
2007 (BGBI. I S. 1206), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 (BGBL. I S. 922) geédndert
worden ist, werden die Worter ,,des Raumordnungsverfahrens durch die Worter ,,der Raumvertraglichkeitsprii-
fung* ersetzt.

Artikel 7
Anderung des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz

Das Netzausbaubeschleunigungsgesetz Ubertragungsnetz vom 28. Juli 2011 (BGBL. I S. 1690), das zuletzt
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. I S. 1325) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In der Inhaltsiibersicht werden in der Angabe zu § 28 die Worter ,,eines Raumordnungsverfahrens® durch
die Worter ,,einer Raumvertréglichkeitspriifung® ersetzt.

2. § 28 wird wie folgt gedndert:

a) Inder Uberschrift werden die Worter ,,eines Raumordnungsverfahrens* durch die Worter ,.einer Raum-
vertriglichkeitspriifung* ersetzt.

b) In Satz 1 werden die Worter ,,§ 1 Satz 2 Nummer 14 durch die Worter ,,§ 1 Satz 1 Nummer 14 und
die Worter ,,ein Raumordnungsverfahren durch die Worter ,,eine Raumvertriglichkeitspriifung™ er-
setzt.
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Artikel 8
Anderung des Standortauswahlgesetzes

In § 20 Absatz 4 des Standortauswahlgesetzes vom 5. Mai 2017 (BGBI. I S. 1074), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 7. Dezember 2020 (BGBI. I S. 2760) gedndert worden ist, werden die Worter ,,§ 1 Satz 3
Nummer 16 durch die Woérter ,,§ 1 Satz 1 Nummer 16 und die Worter ,,ein Raumordnungsverfahren® durch die
Worter ,,eine Raumvertrdglichkeitspriifung* ersetzt.

Artikel 9
Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes

In § 431 Absatz 7 des Energiewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBI. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. I S. 1325) gedndert worden ist, werden die Worter ,,§ 1 Num-
mer 14 durch die Worter ,,§ 1 Satz 1 Nummer 14 ersetzt.

Artikel 10
Anderung der Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren

Die Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992
(BGBL. I S. 1001), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBI. I S. 2428) geén-
dert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In der Inhaltsiibersicht wird die Angabe zu § 23a wie folgt gefasst:
»$ 23a Raumvertriglichkeitspriifung und Genehmigungsverfahren®.

2. §23a wird wie folgt gefasst:

»§ 232
Raumvertraglichkeitspriifung und Genehmigungsverfahren

Die Genehmigungsbehdrde hat die bei der Raumvertriglichkeitspriifung nach § 15 des Raumordnungs-
gesetzes iiberschlégig gepriiften Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt nach Maligabe des § 20 Ab-
satz 1b bei der Entscheidung iiber den Antrag zu beriicksichtigen.*

Artikel 11
Anderung des Planungssicherstellungsgesetzes

§ 1 Satz 1 Nummer 5 des Planungssicherstellungsgesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBI. 1 S. 1041), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Mirz 2021 (BGBI. I S. 353) geéndert worden ist, wird aufgehoben.
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Artikel 12
Anderung der Raumordnungsverordnung

§ 1 der Raumordnungsverordnung vom 13. Dezember 1990 (BGBI. I S. 2766), die zuletzt durch Artikel 6

des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBI. I S. 2694) gedndert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»§ 1
Anwendungsbereich

Die Durchfiihrung einer Raumvertraglichkeitspriifung erfolgt nur auf Grundlage eines Antrags nach § 15

Absatz 4 Satz 1 des Raumordnungsgesetzes oder auf Grundlage einer Entscheidung nach § 15 Absatz 4 Satz 4
des Raumordnungsgesetzes fiir die nachfolgend aufgefiihrten Planungen und MaBnahmen, wenn sie im Einzelfall
raumbedeutsam sind und iiberértliche Bedeutung haben:

1.

10.

11.

12.

13.

Errichtung einer Anlage im AuBenbereich im Sinne des § 35 des Baugesetzbuchs, die der Genehmigung in
einem Verfahren unter Einbeziehung der Offentlichkeit nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes be-
darf und die in den Nummern 1 bis 10 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertrdglichkeitspriifung
aufgefiihrt ist; sachlich und rdumlich miteinander im Verbund stehende Anlagen sind dabei als Einheit an-
zusehen;

Errichtung einer ortsfesten kerntechnischen Anlage, die der Genehmigung in einem Verfahren unter Einbe-
ziehung der Offentlichkeit nach § 7 des Atomgesetzes bedarf;

Errichtung einer Anlage zur Sicherstellung und zur Endlagerung radioaktiver Abfille, die einer Planfeststel-
lung nach § 9b des Atomgesetzes bedarf;

Errichtung einer Anlage zur Ablagerung von Abféllen (Deponie), die der Planfeststellung nach § 35 Absatz 2
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes bedarf;

Bau einer Abwasserbehandlungsanlage, die einer Genehmigung nach § 60 Absatz 3 Satz 1 des Wasserhaus-
haltsgesetzes bedarf;

Errichtung und wesentliche Trassendnderung einer Rohrleitungsanlage zum Befordern wassergefdhrdender
Stoffe, die der Genehmigung nach § 65 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 19.3 der
Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertriaglichkeitspriifung bedarf;

Herstellung, Beseitigung und wesentliche Umgestaltung eines Gewissers oder seiner Ufer, die einer Plan-
feststellung nach § 68 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes bediirfen, sowie von Héfen ab einer Grofe von
100 Hektar, Deich- und Dammbauten und Anlagen zur Landgewinnung am Meer;

Bau einer Bundesfernstral3e, die der Entscheidung nach § 16 des BundesfernstraBengesetzes bedarf;

Neubau und wesentliche Trassenédnderung von Schienenstrecken der Eisenbahnen des Bundes sowie Neubau
von Rangierbahnhéfen und von Umschlagseinrichtungen fiir den Kombinierten Verkehr;

Errichtung einer Versuchsanlage nach dem Gesetz iiber den Bau und den Betrieb von Versuchsanlagen zur
Erprobung von Techniken fiir den spurgefiihrten Verkehr;

Ausbau, Neubau und Beseitigung einer Bundeswasserstrafie, die der Bestimmung der Planung und Linien-
filhrung nach § 13 des Bundeswasserstral3engesetzes bediirfen;

Anlage und wesentliche Anderung eines Flugplatzes, die einer Planfeststellung nach § 8 des Luftverkehrs-
gesetzes bediirfen;

(weggefallen)
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14.

15.

16.

17.

18.
19.

Errichtung von Hochspannungsfreileitungen mit einer Nennspannung von 110 Kilovolt oder mehr, ausge-
nommen Errichtungen in Bestandstrassen, unmittelbar neben Bestandstrassen oder unter weit iiberwiegender
Nutzung von Bestandstrassen, und von Gasleitungen mit einem Durchmesser von mehr als 300 Millimetern;

Errichtung von Ferienddrfern, Hotelkomplexen und sonstigen groen Einrichtungen fiir die Ferien- und
Fremdenbeherbergung sowie von groflen Freizeitanlagen;

bergbauliche Vorhaben, soweit sie der Planfeststellung nach § 52 Absatz 2a bis 2¢ des Bundesberggesetzes
bediirfen;

andere als bergbauliche Vorhaben zum Abbau von oberflichennahen Rohstoffen mit einer vom Vorhaben
beanspruchten Gesamtfldche von 10 Hektar oder mehr;

Neubau und wesentliche Trassendnderung von Magnetschwebebahnen;

Errichtung von Einkaufszentren, groBflachigen Einzelhandelsbetrieben und sonstigen grof3flichigen Han-
delsbetrieben.

Die Befugnis der fiir die Raumordnung zustdndigen Landesbehdrden, bei weiteren raumbedeutsamen Planungen
und Maflnahmen von iiberortlicher Bedeutung nach landesrechtlichen Vorschriften eine Raumvertréglichkeits-
priifung durchzufiihren, bleibt unberiihrt.*

Artikel 13
Anderung des Windenergieflichenbedarfsgesetzes

Das Windenergiefldchenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBL. I S. 1353) wird wie folgt gedndert:
Nach § 5 wird folgender § 6 eingefiigt:

5 D
Verfahrenserleichterungen in Windenergiegebieten; Verordnungserméchtigung

(1) Werden die Errichtung und der Betrieb einer Windenergieanlage in einem Windenergiegebiet nach
§ 2 Nummer 1 beantragt, ist im Genehmigungsverfahren abweichend von den Vorschriften des Gesetzes
iiber die Umweltvertrdglichkeitspriifung eine Umweltvertréglichkeitspriifung und abweichend von § 44 Ab-
satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes eine artenschutzrechtliche Priifung fiir Vogel nicht durchzufiihren.
Satz 1 ist nicht anzuwenden, soweit das Windenergiegebiet in einem Natura-2000-Gebiet, einem Natur-
schutzgebiet oder einem Nationalpark liegt. Stellt die zustéindige Behdrde fest, dass ein VerstoB gegen die
Verbote nach § 44 Absatz 1 Nummer 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu erwarten ist, kann sie zumutbare
SchutzmaBnahmen in den Windenergiegebieten anordnen. Wird eine Windenergieanlage in einem Wind-
energiegebiet genehmigt, ohne dass Schutzmafinahmen angeordnet wurden, hat der Betreiber fiir den Ein-
griff Ersatz in Geld zu leisten. Die Zahlung ist von der zustindigen Behorde zusammen mit der Genehmigung
fiir die Dauer des Betriebes als jahrlich zu leistender Betrag festzusetzen. Sie ist von dem Betreiber der
Windenergieanlage als zweckgebundene Abgabe an den Bund zu leisten. Die Mittel werden vom Bundes-
ministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz bewirtschaftet. Sie sind
fiir Maflnahmen nach § 45d Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes zu verwenden, fiir die nicht bereits
nach anderen Vorschriften eine rechtliche Verpflichtung besteht und die der Sicherung oder Verbesserung
des Erhaltungszustandes der durch den Betrieb von Windenergieanlagen betroffenen Arten dienen. Das Bun-
desministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz wird im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir
Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz erméichtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates die Héhe der nach Satz 4 erforderlichen Zahlung zu bestimmen.


Rainer
Hervorheben

Rainer
Hervorheben

Rainer
Hervorheben

Rainer
Hervorheben

Rainer
Notiz
An dieser Stelle können sich die Investoren frei kaufen.


Drucksache 20/4823 — 16— Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

2.

(2) Absatz 1 ist erst anzuwenden, wenn

ein verbindlicher Rechtsakt der Europdischen Union in Kraft tritt, der den Mitgliedstaaten ermdglicht,
in dem in Absatz 1 vorgesehenen Umfang im Genehmigungsverfahren in Abweichung von den Vorga-
ben nach Artikel 12 Absatz 1 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
natilirlichen Lebensrdume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABI. L 206 vom 22.7.1992, S. 7),
die zuletzt durch die Richtlinie 2013/17/EU (ABL. L 158 vom 10.6.2013, S. 193) gedndert worden ist,
und nach Artikel 5 der Richtlinie 2009/147/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30.
November 2009 iiber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABI. L 20 vom 26.1.2010, S. 7), die
zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1010 (ABI. L 170 vom 25.6.2019, S. 115) gedndert worden
ist, auf eine artenschutzrechtliche Priifung zu verzichten und in Abweichung von den Vorgaben der
Richtlinie 2011/92/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 iiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung bei bestimmten 6ffentlichen und privaten Projekten (ABI. L 26 vom
28.1.2021, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 2014/52/EU des Europdischen Parlaments und des
Rates tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung bei bestimmten 6ffentlichen und privaten Projekten vom
16. April 2014 (ABIL. L 124 vom 25.4.2014, S. 1) geéndert worden ist, auf eine Umweltvertraglichkeits-
priifung zu verzichten,

die in dem verbindlichen Rechtsakt nach Nummer 1 vorgesehenen Voraussetzungen gegeben sind und

durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz sowie dem Bundesmi-
nisterium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen im Bundesanzeiger bekanntgemacht wird, dass
der Rechtsakt nach Nummer 1 in Kraft getreten ist und die Voraussetzungen des Rechtsakts durch Ab-
satz 1 erfuillt werden.*

Der bisherige § 6 wird § 7.

Artikel 14

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ... [einsetzen: Datum desjenigen Tages des sechsten auf den Monat der Verkiindung

folgenden Kalendermonats, dessen Zahl mit der des Tages der Verkiindung iibereinstimmt, oder, wenn es einen
solchen Kalendertag nicht gibt, Datum des ersten Tages des darauffolgenden Kalendermonats] in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

L. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

In der 19. Legislaturperiode wurden durch das Gesetz zur Beschleunigung von Investitionen vom 3. Dezember
2020 (BGBI. I S. 2694) bereits eine Reihe dringlicher Mallnahmen zur Beschleunigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren beschlossen, u. a. im Bereich der Raumordnung. Damit wurde das Raumordnungsrecht
vereinfacht und optimiert. Der Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode zwischen SPD, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und FDP sieht nunmehr die weitere Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren vor,
u. a. durch den Gebrauch von weiteren digitalen Mdglichkeiten und durch eine bessere Verzahnung von Raum-
ordnungs- und Planfeststellungsverfahren. Auftrag des Koalitionsvertrages ist zudem eine Stirkung des Planer-
halts.

Im Zusammenhang mit dem Klimaschutzgesetz und dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 2023 ist der Ausbau der
erneuerbaren Energien, insbesondere der Windenergie an Land, zu beschleunigen.

1I. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode zwischen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP beinhaltet
mehrere, auch die Raumordnung betreffende Auftrige (S. 12 bis 14, 56, 57). Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf
werden diese Auftrige umgesetzt. Der Gesetzentwurf ist Teil des MaBnahmenpakets der Bundesregierung zur
Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung.

Die wesentlichen Inhalte des Gesetzentwurfs bezichungsweise Auftrige aus dem Koalitionsvertrag lassen sich
wie folgt zusammenfassen:

—  Weiterentwicklung der digitalen Moglichkeiten des Planungssicherstellungsgesetzes (PlanSiG) insbeson-
dere im Hinblick auf die Biirgerbeteiligung (Neufassung § 9 Absatz 2 bis 4 des Raumordnungsgesetzes
(ROG)),

—  Beschleunigung der Planungsverfahren durch die Vermeidung von Redundanzen, indem bei Anderungen
von Planentwiirfen, die nach der Biirgerbeteiligung stattfinden, nur noch erstmalig oder stirker Betroffene
zu beteiligen und Stellungnahmen nur mehr gegen die Anderungen zulissig sein sollen (Anderung § 9 Ab-
satz 3 Satz 3 ROG),

—  Ausweitung von Zielabweichungsverfahren; dies kommt auch dem Ersatz alter Windkraftanlagen durch neue
zugute (Neufassung § 6 Absatz 2 ROG),

—  Stirkung des Planerhalts durch die Ausweitung von Planerhaltungsnormen (Anderung § 11 Absatz 3 ROG),
und

—  Beschleunigung der Genehmigungsverfahren durch eine engere Verzahnung von Raumordnungs- und Plan-
feststellungsverfahren, um eine doppelte Umweltvertraglichkeitspriifung zu vermeiden (Anderung von § 15
ROG und von § 49 des Gesetzes iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPQG)).

Ferner enthilt der Gesetzentwurf eine Anderung des PlanSiG, wonach das ROG nicht mehr vom Anwendungs-
bereich des PlanSiG erfasst wird. Grund hierfir sind eigene Regelungen im ROG, die das Anliegen des PlanSiG
aufgreifen (vgl. Anderungen in den §§ 9, 10 und 15 ROG).

Dieser Gesetzentwurf enthilt zudem eine Anderung des Windenergieflichenbedarfsgesetzes (WindBG) vom 20.
Juli 2022 (BGBI. I S. 1353), indem als neuer § 6 WindBG eine Regelung zu Verfahrenserleichterungen in Wind-
energiegebieten eingefligt werden soll.
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111. Alternativen

Keine.

Iv. Gesetzgebungskompetenz

Fiir die Anderung des Raumordnungsgesetzes in Artikel 1 und des Planungssicherstellungsgesetzes in Artikel 11
ist der Bund im Rahmen seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz fiir das Raumordnungsrecht (Arti-
kel 74 Absatz 1 Nummer 31 Grundgesetz (GG)) zustindig, soweit die Raumordnung in den Léndern betroffen
ist. Hinsichtlich der Raumordnung im Gesamtstaat ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz aus der Natur der
Sache.

Fiir Artikel 2 (Gesetz iiber die Umweltvertriaglichkeitspriifung) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 29 GG (Naturschutz und Landschaftspflege).

Fiir Artikel 4 (Bundesberggesetz), Artikel 7 (Netzausbaubeschleunigungsgesetz Ubertragungsnetz), Artikel 9
(Energiewirtschaftsgesetz) und Artikel 13 (Windenergieflichenbedarfsgesetz) ergibt sich die Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft) in Verbindung mit Arti-
kel 72 Absatz 2 GG. Fiir Artikel 6 (BundesfernstraBengesetz) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 22 GG (Bau und Unterhaltung von Landstraflen fiir den Fernverkehr) in
Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Fiir die hier nur vorliegenden Folgeédnderungen beziehungsweise redak-
tionellen Anpassungen ergibt sich die Erforderlichkeit der bundesgesetzlichen Regelung aus den bereits den be-
stehenden Regelungen zugrundeliegenden Erwigungen zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im ge-
samtstaatlichen Interesse). Fiir Artikel 8 (Standortauswahlgesetz) ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des
Bundes aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 14 GG (Errichtung von Kernenergieanlagen, Beseitigung radioaktiver
Stoffe).

Fiir die in Artikel 3 (Honorarordnung fiir Architekten und Ingenieure), Artikel 5 (Atomrechtliche Verfahrensord-
nung), Artikel 10 (Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren) und Artikel 12 (Raumordnungsverordnung)
vorgesehenen Anderungen von Verordnungsrecht ergibt sich die Rechtsetzungskompetenz aus den einschlégigen
Verordnungserméchtigungen.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Européischen Union und vélkerrechtlichen Vertrigen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europédischen Union und mit volkerrechtlichen Vertrdgen, die die Bundesre-
publik Deutschland geschlossen hat, vereinbar.

VI Gesetzesfolgen

Durch die vorgesehenen Regelungen werden die Aufstellung von Raumordnungsplénen sowie das ,,Raumord-
nungsverfahren® (statt dieses Verfahrens wird nunmehr eine schlankere Raumvertrdglichkeitspriifung durchge-
fiihrt) beschleunigt und optimiert. Die Erweiterung der Regelungen zur Planerhaltung dient der Planungs- und
Investitionssicherheit. Dies ist im Interesse der Allgemeinheit.

Durch den neuen § 6 WindBG sollen Verfahren in Windenergiegebieten erleichtert werden. Der Ausbau von
erneuerbaren Energien dient dem Klimaschutz.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die vorgesehenen Regelungen tragen zur Vereinfachung und Optimierung des Raumordnungsrechts bei. Das be-
trifft insbesondere das Verschlanken des bisherigen Raumordnungsverfahrens durch eine Raumvertréglichkeits-
priifung ohne férmliche Umweltvertrdglichkeitspriifung.
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Aber auch die Anderungen, die zu einer weiteren Digitalisierung der Beteiligungsverfahren fiithren, und die Er-
leichterung der Abweichung von Zielfestlegungen in Raumordnungsplénen fithren zu einer Rechts- und Verwal-
tungsvereinfachung.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Gesetz ist mit der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung vereinbar. Die Anderungen des
Raumordnungsgesetzes leisten einen Beitrag zum Prinzip ,,Natiirliche Lebensgrundlagen erhalten, indem der
Ausbau von erneuerbaren Energien gestirkt wird. Dies betrifft insbesondere die Regelungen zur Planerhaltung
von Raumordnungsplénen.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiilllungsaufwand

Fiir Bund, Lander und Kommunen fallen durch dieses Gesetz keine Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand
an.

Ein etwaiger Mehrbedarf des Bundes an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenméBig im jeweiligen
Einzelplan ausgeglichen werden.

4. Erfiillungsaufwand

4.1 Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger
Es entsteht kein Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger.
4.2 Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft

Der Ersatz der formlichen Umweltvertriglichkeitspriifung durch eine liberschldgige Priifung der Umweltbelange
im Rahmen einer gutachterlichen Stellungnahme nach § 15 Absatz 1 Satz 4 ROG fiihrt zu einer erheblichen Ver-
fahrensbeschleunigung der Raumvertraglichkeitspriifung und zu geringeren Kosten. In der Praxis wurden Um-
weltvertraglichkeitspriifungen oftmals doppelt durchgefiihrt. Die vorgeschlagene Regelung fiihrt zu einer Verén-
derung des jahrlichen Erfiillungsaufwands von -4 416 000 Euro, was als ,,out” im Sinne der ,,one-in-one-out Re-
gel zu beriicksichtigen ist. Dieser setzt sich wie folgt zusammen:

4.2.1 Neufassung des § 499 UVPG

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro | Sachkosten pro Fall | Personalkosten Sachkosten  (in Tsd.
Fall (in Minuten) Stunde (in Euro) (in Euro) (in Tsd. Euro) Euro)

60 -30 000 58,40 -50 000 -1752 -3.000

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) -4752

4.2.2 Raumvertriglichkeitspriifung nach § 15 Absatz 1 ROG in Verbindung mit Anlage 3 UVPG

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro | Sachkosten pro Fall | Personalkosten Sachkosten  (in Tsd.
Fall (in Minuten) Stunde (in Euro) (in Euro) (in Tsd. Euro) Euro)

60 5760 58,40 - 336 -

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 336

Die Erhebung des Statistischen Bundesamtes hat eine jéhrliche Fallzahl von rund 60 durchgefiihrten Raumord-
nungsverfahren ergeben.

Es werden keine Informationspflichten eingefiihrt, gedndert oder aufgehoben.
4.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Der Ersatz der formlichen Umweltvertriglichkeitspriifung durch eine liberschldgige Priifung der Umweltbelange
im Rahmen einer gutachterlichen Stellungnahme nach § 15 Absatz 1 Satz 4 ROG fiihrt zu einer erheblichen Ver-
fahrensbeschleunigung der Raumvertraglichkeitspriifung und zu geringeren Kosten. In der Praxis wurden Um-
weltvertraglichkeitspriifungen oftmals doppelt durchgefiihrt. Die vorgeschlagene Regelung fiihrt zu einer Verén-
derung des jahrlichen Erfiillungsaufwands von -804 000 Euro. Dieser gliedert sich auf wie folgt:
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4.3.1 Bund

Der Erfiillungsaufwand, der entsteht, weil das Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung neue Aufgaben erhilt,
wird dadurch ausgeglichen, dass dieselben Aufgaben beim Bundesministerium des Innern und fiir Heimat entfal-
len (§ 19 Absatz 1 ROG). Die Veranderung des jahrlichen Erfiillungsaufwands durch den Bund ist somit kosten-
neutral.

4.3.2 Liander

Uberpriifung der Raumordnungspliine (§ 7 Absatz 8 ROG); Anpassung der Raumordnungspliine
(§ 13 Absatz 1a in Verbindung mit § 17 ROG)

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro | Sachkosten pro Fall | Personalkosten Sachkosten  (in Tsd.
Fall (in Minuten) Stunde (in Euro) (in Euro) (in Tsd. Euro) Euro)

1,2 28.140 65,20 - 37

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 37

Neufassung des § 49 UVPG

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro | Sachkosten pro Fall | Personalkosten Sachkosten  (in Tsd.
Fall (in Minuten) Stunde (in Euro) (in Euro) (in Tsd. Euro) Euro)

60 -19.200 65,20 - -1252 -

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) -1252

Raumvertriglichkeitspriifung nach § 15 Absatz 1 ROG in Verbindung mit Anlage 3 UVPG

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro | Sachkosten pro Fall | Personalkosten Sachkosten  (in Tsd.
Fall (in Minuten) Stunde (in Euro) (in Euro) (in Tsd. Euro) Euro)

60 6300 65,20 - 411 -

Anderung des Erfiillungsaufwands (in Tsd. Euro) 411

5. Weitere Kosten

Weitere Kosten entstehen nicht; Auswirkungen auf die Einzelpreise und das allgemeine Preisniveau sind nicht zu
erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher; gleichstellungspolitische und demo-
grafische Auswirkungen sind nicht zu erwarten.

Das Gesetz hat indirekt positive Auswirkungen auf gleichwertige Lebensverhéltnisse in Deutschland. Durch effi-
zientere Verfahren in der Raumordnung lassen sich die bei Infrastrukturprojekten erforderlichen Abwégungen
schneller und mit derselben Qualitét und Partizipation realisieren, regionale Belastungen weiterhin mindern oder
vermeiden sowie infrastrukturellem Nachholbedarf von Regionen rascher nachkommen.

VII.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung ist nicht zweckdienlich, da die im Gesetzentwurf enthaltenen Anderungen dauerhaft erforderlich
sind.

Es ist geplant, die Artikel 1 und 2 nach fiinf Jahren zu evaluieren. Durch die Evaluierung sollen Erkenntnisse
dariiber gewonnen werden, ob und inwieweit die beabsichtigten Wirkungen der Regelungen erreicht worden sind.
Diese betreffen im Wesentlichen:

—  Erleichterungen bei der Abweichung von Zielfestlegungen in Raumordnungsplidnen (Neufassung § 6 Ab-
satz 2 ROQG),
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—  Beseitigung von Redundanzen bei Anderungen von Planentwiirfen (vgl. Anderung § 9 Absatz 3 Satz 3 ROG)

—  Verbesserte Rechtssicherheit durch erweiterte Regelungen zur Planerhaltung (Anderung § 11 Absatz 3
ROG) und

—  Verfahrensbeschleunigung durch das Entfallen einer zusdtzlichen formlichen Umweltvertréglichkeitsprii-
fung im Raumordnungsverfahren (Anderung § 15 ROG und § 49 UVPG).

Die jeweiligen Ziele der vorgenannten Punkte sollen durch Abfrage des Bundesamtes fiir Bauwesen und Raum-
ordnung bei den fiir die Planaufstellung, die Raumvertraglichkeitspriifung oder Zielabweichungsverfahren zu-
standigen Landesbehorden liberpriift werden. Beim ersten Spiegelstrich ist die Anzahl der Antrdge von Privatper-
sonen maBgeblich. Beim zweiten Spiegelstrich ist maBgeblich, in wie vielen Verfahren zur Anderung von Plan-
entwiirfen eine Beschrinkung der zu Beteiligenden stattgefunden hat. Beim dritten Spiegelstrich ist maf3geblich,
ob und wie oft die neue Regelung in der Praxis zur Anwendung gekommen ist. Beim vierten Spiegelstrich ist
malgeblich, inwieweit nach Einschitzung der fiir die Raumvertréglichkeitspriifung zustdndigen Behdrden eine
Verkiirzung des Verfahrens stattgefunden hat (Vergleich der Dauer der iiberschldgigen Priifung der Umweltaus-
wirkungen zu der Dauer der bisherigen vollstindigen Umweltvertraglichkeitspriifung im Rahmen der Raumver-
traglichkeitspriifung).

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Raumordnungsgesetzes)
Zu Nummer 1 (Inhaltsiibersicht)

Zu Buchstabe a (Angabe zu § 15 ROG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung im Hinblick auf den vorgeschlagenen Ersatz des Raumordnungs-
verfahrens durch eine Raumvertriglichkeitspriifung (vgl. § 15 ROG-E).

Zu Buchstabe b (Angabe zu § 16 ROG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung im Hinblick auf den vorgeschlagenen Ersatz des Raumord-
nungsverfahrens durch eine Raumvertriaglichkeitspriifung (vgl. § 15 ROG-E).

Zu Buchstabe ¢ (Angabe zu § 18 ROG)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgesinderung im Hinblick auf die vorgeschlagenen Anderungen in § 18
ROG.

Zu Nummer 2 (§ 3 ROG)
Zu Buchstabe a (§ 3 Absatz 1 Nummer 4)

Die Anderung des Begriffs Raumordnungsverfahren in Raumvertriglichkeitspriifung ist eine Folgesinderung der
Anderung der Verfahrensbezeichnung in § 15 ROG.

Zu Buchstabe b (§ 3 Absatz 1 Nummer 4a)

Die neue Nummer 4a enthélt eine Definition fiir ,,in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung®. Diese greift
die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts auf (vgl. dazu etwa BVerwG, Urteil vom 27. Januar 2005 —
4 C 5.04, BVerwGE 122, 364). Die Definition ist eine Klarstellung. Die Zulassungsbehorde wird in die Lage
versetzt, das Vorhaben, das den Gegenstand des Zulassungsverfahrens bildet, an den zukiinftigen Zielen zu mes-
sen und rechtssicher zu beurteilen, ob es mit ihm vereinbar wire. Mit einer Verdffentlichung nach dem Beteili-
gungsverfahren ist ein Planungsstand erreicht, der die Prognose nahelegt, dass die ins Auge gefasste planerische
Zielfestlegung Eingang in die endgiiltige Fassung des Raumordnungsplans finden wird.

Wenn die planaufstellende Stelle den Planentwurf nach der (ersten) Beteiligung in gednderter oder ergénzter Fas-
sung in die erneute Beteiligung gibt, ist die Voraussetzung der vollstindigen Durchfiihrung des Beteiligungsver-
fahrens insoweit noch nicht erfiillt. Soweit aber bestimmte Teile des Planentwurfs nicht Gegenstand der erneuten
Beteiligung sind, sondern in der Fassung aus der vorausgehenden Beteiligungsrunde weitergefiihrt werden, ist
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insoweit § 3 Absatz 1 Nummer 4a — unter den darin genannten weiteren Voraussetzungen (Verdffentlichung eines
die Ergebnisse der Beteiligung beriicksichtigenden Planentwurfs) — anwendbar.

Die den § 9 ergénzenden Regelungen des Landesrechts zur Beteiligung sind bei der Beurteilung, ob die Voraus-
setzung der vollstandigen Durchfiihrung des Beteiligungsverfahrens erfiillt ist, zu beriicksichtigen.

Zu Nummer 3 (§ 6 Absatz 2 ROG)

Der Koalitionsvertrag zwischen SPD, BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN und FDP vom 7. Dezember 2021 siecht vor
(S. 14, Zeile 347 f.), dass das Zielabweichungsverfahren weiter ausgeweitet werden soll. Mit der Erleichterung
des Zielabweichungsverfahrens soll auf aktuelle Entwicklungen besser und schneller reagiert werden konnen. Mit
der Anderung soll auch mehr Transparenz fiir Vorhabentriger in Bezug auf die Entscheidung iiber eine Zielab-
weichung geschaffen werden.

Mit der Anderung wird auch ein Anliegen der Europdischen Kommission aufgegriffen, das diese in verschiedenen
Gespriachen im Zusammenhang mit den seit 2008/2009 anhéngigen Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutsch-
land geduBert hat. Diese betreffen Regelungen in Raumordnungsplidnen einzelner Lander zur rdumlichen Steue-
rung des grof3flichigen Einzelhandels hin in zentrale Orte beziehungsweise in integrierte Lagen (unter anderem
Vertragsverletzungsverfahren 2008/4946 und 2009/4580). Die Européische Kommission vermutet, dass derartige
Regelungen in Raumordnungsplédnen nicht mit der Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit vereinbar sein
konnten. Sie erkennt zwar an, dass das Zielabweichungsverfahren hier grundsitzlich Flexibilitdt fiir eine sachge-
rechte Einzelfallentscheidung ermoglicht, hélt aber den gesetzlichen EntscheidungsmaBstab fiir intransparent we-
gen des der Raumordnungsbehorde nach bislang geltender Rechtslage eingerdumten Ermessens. Auch kritisiert
sie, dass ein Antrag auf Zielabweichung nach bislang geltender Rechtslage nicht von den Marktteilnehmern (Tré-
ger der raumbedeutsamen Maflnahme, der ein raumordnerisches Ziel entgegensteht) gestellt werden konne.

(Satz 1)

Nach der Neuregelung in Satz 1 soll von der zustdndigen Raumordnungsbehorde die Abweichung von einem in
einem Raumordnungsplan festgelegten Ziel der Raumordnung erteilt werden, wenn die Abweichung unter raum-
ordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundziige der Planung nicht beriihrt werden. Durch die letzt-
genannten Tatbestandsvoraussetzungen, die unberiihrt bleiben, wird gewéhrleistet, dass ein Zielabweichungsver-
fahren auch zukiinftig auf Einzelfélle begrenzt bleibt und als allgemeines Instrument zur Plandnderung nicht zur
Verfligung steht. Liegen die einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen fiir die Erteilung einer Zielabweichung vor,
sind in der Planungspraxis kaum noch Fille denkbar, in denen andere Griinde einer Zielabweichung entgegenste-
hen kénnten. Die vorgeschlagene Anderung soll damit auch zu mehr Planungssicherheit fiir Antragsteller und
Investoren flihren.

(Satz 2)
Satz 2 entspricht der bisherigen Fassung.
(Satz 3)

Durch Satz 3 soll geregelt werden, dass zu den im Zielabweichungsverfahren antragsberechtigten Personen des
Privatrechts nicht nur solche nach § 4 Absatz 1 Satz 2 ROG zihlen, sondern auch die Personen des Privatrechts,
deren bereits beantragtes Vorhaben der Planfeststellung oder der Genehmigung mit der Rechtswirkung der Plan-
feststellung bedarf, oder deren bereits beantragtes Vorhaben nach § 4 Absatz 2 zu beurteilen ist.

Zu Nummer 4 (§ 7 ROG)
Zu Buchstabe a (§ 7 Absatz 3)

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 2)

Die bislang in Satz 2 geregelten Gebietskategorien der Eignungsgebiete und Eignungsgebiete fiir den Meeresbe-
reich sollen entfallen, weil sich diese Gebietskategorien in der Planungspraxis angesichts ihrer fehlenden inner-
gebietlichen Sicherungsfunktion beziehungsweise Vorrangwirkung fiir die jeweils ausgewiesene Nutzung als we-
nig praktikables und wenig gerichtsfestes Steuerungsinstrument erwiesen haben. Auf die Ubergangsvorschrift
nach § 27 ROG (vgl. Nummer 18) wird verwiesen.
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Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 3)

Um Fléchen fiir die jeweiligen Nutzungen oder Funktionen effektiver zu sichern, soll der neue Satz 3 regeln, dass
eine ,,Ausschlusswirkung® zulasten einer Nutzung an anderer Stelle im Planungsraum nur noch dann moglich ist,
wenn fiir sie im Gegenzug in Vorranggebieten substanziell Raum zur Verfiigung gestellt wird. Somit koénnen mit
Satz 3 auch die nicht nach dem BauGB privilegierten Vorhaben per Ausschluss gesteuert werden. Mit dem Wort
substanziell wird eine in der obergerichtlichen Rechtsprechung etablierte — zwar im Hinblick auf die Windener-
gie entwickelte, jedoch fiir alle Nutzungen und Funktionen des Raums gleichermallen geltende — Begrifflichkeit
verwendet. Das Wort ,,substanziell“ bedeutet hier in etwa ,,geniigend” im Sinne einer aktuell und zukiinftig be-
ziehungsweise unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten sachgerechten rdumlichen Vorsorge fiir die jeweilige Nut-
zung oder Funktion. Die Frage, ob tatséchlich ,,substanziell* Raum zur Verfiigung steht, obliegt der jeweiligen
Priifung im Einzelfall. Hierbei kdnnen unter anderem als Kriterien neben der GroBe auch die Geeignetheit der
Fléche fiir die Nutzung unter funktionalen Gesichtspunkten oder auch gesetzgeberische Ziele der jeweiligen Fach-
politik in Betracht kommen. Auch soll in Ansatz gebracht werden, ob der Raum multifunktional genutzt werden
kann; dies gilt beispielsweise im Hinblick auf erneuerbare Energien oder standortgebundene Rohstoffe.

Zu Doppelbuchstabe cc (Satz 4 und 5)
(Satz 4)

In Satz 4 soll geregelt werden, dass die Ermittlung der Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung auf Grundlage
eines gesamtraumlichen Planungskonzepts der planaufstellenden Stelle erfolgen muss. Ein ,,gesamtraumliches
Planungskonzept™ ist ein auf den jeweiligen Planungsraum bezogenes schliissiges Konzept zur Steuerung von
raumbedeutsamen Nutzungen und Planungen, das den allgemeinen Anforderungen des planungsrechtlichen Ab-
wigungsgebots Rechnung trigt und sich im Ergebnis nicht als unzuldssige Negativplanung erweist.

(Satz 5)

Soweit nach diesem Planungskonzept Teile des Planungsraums fiir diese Nutzungen oder Funktionen ausge-
schlossen werden, soll eine systematische Unterscheidung, ob der Ausschluss aus tatsdchlichen, rechtlichen oder
planerischen Griinden erfolgt, nicht erforderlich sein. Mit dieser Anderung soll dem Anliegen des Koalitionsver-
trags Rechnung getragen werden, wonach insbesondere die Regelungen zur Planerhaltung (S. 14, Zeile 347 f.)
gestirkt werden sollen.

Die Anderung der Vorschrift beruht auf einem Konzept fiir robustere Planungen, das die Fachgremien der Minis-
terkonferenz fiir Raumordnung (MKRO) zur Erleichterung der planungsrechtlichen Anforderungen und zur Ge-
wihrleistung hoherer Rechtssicherheit entwickelt haben. Mit dem neuen Satz 5 sollen Erleichterungen fiir die
Planungspraxis geschaffen werden, um der Tendenz entgegen zu wirken, dass Raumordnungspldne von den Ober-
gerichten vielfach fiir unwirksam erkléart werden. Dazu soll die in der Rechtsprechung bislang unter systemati-
schen Gesichtspunkten entwickelte Unterscheidung, ob ein Ausschluss einer bestimmten Nutzung aus rechtlichen,
tatsdchlichen oder planerischen Griinden erfolgt, zukiinftig im Ergebnis dann nicht mehr von Bedeutung sein,
wenn einer Nutzung substanziell Raum im Sinne des neuen Satzes 3 verschafft worden ist.

(Satz 6)

Auf die Ausweisung von Windenergiegebieten in Raumordnungsplinen finden die Sitze 3 bis 5 keine Anwen-
dung. Die am 1. Februar 2023 in Kraft tretende Sonderregelung in § 27 Absatz 4 ROG (siehe Artikel 3 Nummer 2
und Artikel 5 des Gesetzes zur Erhdhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land
vom 20. Juli 2022, BGBI. I S. 1353) sieht hier den Vorrang der Vorschriften im Baugesetzbuch (BauGB) vor, mit
denen die Ausweisung von Windenergieflachen im Zusammenhang mit dem Windenergieflachenbedarfsgesetz
(WindBG) auf eine Positivplanung umgestellt wird. Die in der Rechtsprechung entwickelte Anforderung, der
Windenergie ,,substanziell Raum zu verschaffen, wird durch die Festlegung gesetzlicher Flachenziele, der Fl4-
chenbeitragswerte im WindBG, abgeldst. Fiir die Ausweisung von Windenergiegebieten ist daher kein gesamt-
rdumliches Planungskonzept notwendig, auch kann eine spezifische Planungsmethodik insoweit nicht mehr ge-
fordert werden.
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Zu Buchstabe b (§ 7 Absatz 8)

Mit der Anderung soll fiir alle Raumordnungspline —und nicht nur wie bisher fiir Raumordnungspline des Bundes
(§ 17 ROG) und Raumordnungspléne fiir das Kiistengewisser (§ 13 Absatz 6 ROG) — die Pflicht eingefiihrt wer-
den, Raumordnungspléne nach spétestens zehn Jahren zu iiberpriifen. Durch diese Regelung soll die Raumord-
nungsplanung weiter flexibilisiert werden, indem sie schneller auf aktuelle Entwicklungen und planerische Be-
diirfnisse reagieren und sie schneller umsetzen kann. Die Anderung soll insbesondere auch dazu dienen, dass die
Raumordnung ihren iiberdrtlichen und fachlichen Koordinierungsauftrag effektiver erfiillen kann, indem sie ge-
zielt die notwendigen Flachen zur Verfiigung stellen kann.

Die Uberpriifungspflicht nach Absatz 8 korrespondiert mit Absatz 1 Satz 1, wonach Festlegungen in Raumord-
nungsplénen fiir einen regelmaBig mittelfristigen Zeitraum zu treffen sind. Unter ,,mittelfristig™ werden nach weit
herrschender Auffassung zehn bis 15 Jahre verstanden. Daher muss die Uberpriifung planerischer Festlegungen
spétestens nach zehn Jahren erfolgen, um mit einem etwaigen anschlieBenden Plandnderungsverfahren die Mit-
telfristigkeit zu gewahrleisten.

Zu Nummer 5 (§ 9)

Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass die Digitalisierung von Planungs- und Genehmigungsprozessen priorisiert
umgesetzt werden soll (vgl. dazu S. 12, Zeile 309 f.). Insoweit soll das bisherige Grundgeriist der Beteiligungs-
vorschriften weitgehend erhalten bleiben und die bestehenden Regelungen sollen — soweit erforderlich — an die
fortschreitende Digitalisierung angepasst werden. Die vorgeschlagenen Regelungen sollen in Anlehnung an die
verfahrensrechtlichen Regelungen des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemédBer Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren wihrend der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz — PlanSiG) erfolgen.

Zu Buchstabe a (§ 9 Absatz 2 bis 4)
(§ 9 Absatz 2)

Satz 1 wird inhaltlich unveréndert iibernommen. In Satz 2 soll geregelt werden, dass die in § 9 Absatz 2 Satz 1
ROG genannten Unterlagen sowie weitere nach Einschitzung der fiir den Raumordnungsplan zustdndigen Stelle
zweckdienliche Unterlagen fiir die Dauer von mindestens einem Monat im Internet zu verdffentlichen sind — und
damit im Regelfall nicht mehr 6ffentlich in Papierform auszulegen sind. Daraus ergeben sich weitere Folgednde-
rungen: Internetseite oder Internetadresse und Dauer der Veroffentlichung sollen nach Satz 3 mindestens eine
Woche vor Beginn der Verdffentlichung 6ffentlich bekannt zu machen sein; dabei ist unter Angabe einer ange-
messenen Frist, die zumindest der Veroffentlichungsfrist entspricht, darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen
abgegeben werden kénnen und dass hierbei elektronische Informationstechnologien genutzt werden sollen.

Satz 4 wird inhaltlich unveréndert iibernommen. In Satz 5 soll geregelt werden, dass zusétzlich zur Veroffentli-
chung im Internet nach Satz 2 andere leicht zu erreichende Zugangsmoglichkeiten zur Verfiigung zu stellen sind
(etwa durch Versendung, 6ffentliche Auslegung oder 6ffentlich zugéngliche Lesegerite), soweit dies nach Fest-
stellung der das Beteiligungsverfahren durchfiihrenden Stelle angemessen und zumutbar ist; darauf ist in der Be-
kanntmachung nach Satz 3 und 4 hinzuweisen. Mit dieser Regelung soll gewéhrleistet werden, dass auch Perso-
nen, die liber keinen Internetzugang oder nicht iiber einen fiir Raumordnungspléne geeignet grofen Bildschirm
verfiigen, die Mdoglichkeit haben, sich in angemessener und zumutbarer Weise Kenntnis {iber das Verfahren zur
Aufstellung oder Anderung eines Raumordnungsplans zu verschaffen und so die Méglichkeit zur Beteiligung zu
haben.

Soweit die Lander miindliche Stellungnahmen ausschliefen und nur Stellungnahmen in schriftlicher oder elekt-
ronischer Form zulassen wollen, sollte ergénzendes Landesrecht dies regeln.

(§ 9 Absatz 3)

Absatz 3 regelt den Fall einer nochmaligen Beteiligung im Anschluss an eine Anderung des Planentwurfs nach
Absatz 2. In Anlehnung an die vorgeschlagenen Regelungen in Absatz 2 sollen auch die im Fall einer Planénde-
rung geltenden Beteiligungsvorschriften im Sinne der Digitalisierung modifiziert werden.

Nach Satz 3 soll (statt bisher: , kann®) die Beteiligung auf die von der Anderung erstmalig oder stirker beriihrte
Offentlichkeit sowie auf die in ihren Belangen erstmalig oder stirker beriihrten dffentlichen Stellen beschriinkt
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werden. Dies gilt wie bisher nur, wenn durch die Anderung des Planentwurfs die Grundziige der Planung nicht
beriihrt werden. Diese Anderung setzt einen Auftrag aus dem Koalitionsvertrag um, Redundanzen zu vermeiden.

(§ 9 Absatz 4)

§ 9 Absatz 4 ROG regelt wie bisher die Beteiligung von Nachbarstaaten, sofern ein Raumordnungsplan Auswir-
kungen auf dessen Gebiet haben kann. Die in Satz 3 und Satz 5 vorgesehenen Modifizierungen erfolgen im Hin-
blick auf die Digitalisierung des Beteiligungsverfahrens.

Zu Buchstabe b (§ 9 Absatz 5)
(§ 9 Absatz 5)

In Absatz 5 soll geregelt werden, dass in den Fillen nur geringfligiger Anderungen eines Raumordnungsplans
erleichterte Voraussetzungen gelten, insbesondere die Beschriankung der Beteiligung auf die in ihren Belangen
beriihrte Offentlichkeit und die in ihren Belangen beriihrten dffentlichen Stellen. Zu dieser Offentlichkeit gehdren
auch die nach § 3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) anerkannten Vereinigungen.

Zu Nummer 6 (§ 10 Absatz 2 ROG)

Der Koalitionsvertrag sieht vor, dass die Digitalisierung von Planungs- und Genehmigungsprozessen priorisiert
umgesetzt werden soll (vgl. dazu S. 12, Zeile 309 f.). Dazu soll auch bei der Bekanntmachung des Plans die Aus-
legung der Unterlagen im Wesentlichen digitalisiert werden. Die Regelungen erfolgen in Anlehnung an das Plan-
SiG und in Anlehnung an die vorgeschlagenen Anderungen zum Beteiligungsverfahren nach § 9 Absatz 2 bis 4
ROG-E.

Zu Nummer 7 (§ 11 ROG)

Zu Buchstabe a (§ 11 Absatz 2)

Die seit 2008 geltende Nummer 1 der Planerhaltungsregelung im geltenden Absatz 2 der Vorschrift soll aus Griin-
den der Rechtssicherheit zukiinftig nicht weiter gelten. Die bisherige Regelung erklért einen Regionalplan bei
Vorliegen weiterer Voraussetzungen auch dann flir wirksam, wenn dieser nicht aus dem landesweiten Raumord-
nungsplan entwickelt worden ist. Dies hat zur Folge, dass auf Ebene eines Regionalplans Festlegungen trotz eines
VerstoBBes gegen das Entwicklungsgebot nach § 13 Absatz 2 Satz 1 ROG wirksam sein konnen, auch wenn sie
vom landesweiten Raumordnungsplan abweichen oder diesem sogar widersprechen. Dies fiihrt bei nachfolgenden
raumbedeutsamen Planungen und Maflnahmen, bei denen die Ziele der Raumordnung nach § 4 Absatz 1 Satz 1
ROG zu beachten sind, zwangsldufig zu einem unauflosbaren Konflikt, weil § 11 Absatz 1 Nummer 2 ROG die
Existenz sich widersprechender Zielfestlegungen eines landesweiten Raumordnungsplans einerseits und des dar-
aus (an sich) zu entwickelnden regionalen Raumordnungsplans andererseits ermdglicht. Dies gilt insbesondere
fiir die Bauleitplanung im Hinblick auf die Bindung an die Ziele der Raumordnung nach § 1 Absatz 4 des BauGB,
weil die Gemeinden sowohl Ziele des landesweiten Plans als auch Ziele des Regionalplans zu beachten haben
und bei sich widersprechenden Zielfestlegungen keine Anpassung an beide Ziele vornehmen konnen. Insoweit ist
die Regelung des § 11 Absatz 2 Nummer 1 auf Unmdglichkeit gerichtet und muss daher aufgehoben werden. Im
Ubrigen ist die Regelung in den letzten Jahren in der Praxis nicht zum Tragen gekommen.

Zu Buchstabe b (§ 11 Absatz 3)

Absatz 3 soll mit dem neuen Satz 3 um eine weitere Planerhaltungsregelung erginzt werden, die den Fall regelt,
dass in einem Raumordnungsplan einzelne Vorranggebiete mit den Wirkungen nach § 7 Absatz 3 Satz 3 ROG
oder Teile dieser Gebiete fehlerhaft festgelegt werden sollten: In diesem Fall soll der Raumordnungsplan im Ub-
rigen wirksam bleiben, sofern die Grundziige der Planung nicht beriihrt sind und der vorrangigen Nutzung oder
Funktion substanziell Raum verschafft wird. Das Tatbestandsmerkmal ,,Grundziige der Planung® kniipft an die
Regelung in § 6 Absatz 2 ROG an, so dass zur Auslegung die hierzu ergangene obergerichtliche Rechtsprechung
herangezogen werden kann. Zur Auslegung des Tatbestandsmerkmals ,,substanziell Raum verschaffen® siche die
Ausfithrungen in den Begriindungen zu Nummer 4 (§ 7 Absatz 3 ROG).

Bei der Ausweisung von Windenergiegebieten bedarf es einer entsprechenden Regelung nicht, da hier die Anfor-
derung, der Windenergie ,,substanziell Raum zu verschaffen* fortan durch die Festlegung der Flachenbeitrags-
werte abgelost wird. Insofern trifft § 249 BauGB Sonderregelungen zur Planerhaltung. Auf den am 1. Februar
2023 in Kraft tretenden § 27 Absatz 4 (siehe Artikel 3 Nummer 2 und Artikel 5 des Gesetzes zur Erh6hung und
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Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land vom 20. Juli 2022, BGBI. I S. 1353) wird ver-
wiesen.

Zu Nummer 8 (§ 13 Absatz 1a ROG-E)

Mit dem neuen Absatz 1a soll eine wirksame Umsetzung von Raumordnungsplénen des Bundes nach dem Vorbild
des § 1 Absatz 4 BauGB geregelt werden, wonach Bauleitplidne an die Ziele der Raumordnung anzupassen sind.
Entsprechend soll geregelt werden, dass landesweite Raumordnungsplédne und Regionalpldne den in Raumord-
nungspldnen des Bundes nach § 17 ROG festgelegten Zielen der Raumordnung anzupassen sind. Das Wort ,,an-
passen‘ bedeutet eine aktive, liber § 4 Absatz 1 hinausgehende Anpassungspflicht des in § 4 Absatz 1 ROG ge-
nannten Adressatenkreises durch eine sofortige Priifung nach Inkrafttreten des Raumordnungsplans des Bundes
und erforderlichenfalls méglichst kurzfristige Anderung beziehungsweise Anpassung der landesweiten und regi-
onalen Raumordnungspléne. Es reicht also nicht eine Beachtung der Ziele erst im Rahmen einer etwaigen von der
Landes- oder Regionalplanung unabhéngig davon spéter beabsichtigten Planénderung. Die Pflicht, nach § 4 Ab-
satz 1 Ziele zu beachten und Grundsétze zu beriicksichtigen, bleibt somit vom § 13 Absatz 1a unberiihrt; dies wird
in Satz 2 von Absatz 1a klargestellt.

Zu Nummer 9 (§ 15 ROG)

Das Raumordnungsverfahren wurde zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes zur Beschleunigung von Investitionen
vom 3. Dezember 2020 geindert. Wesentlicher Inhalt der damaligen Anderung waren die Digitalisierung des
Raumordnungsverfahrens, die bessere Verzahnung von Raumordnungsverfahren und nachfolgendem Zulassungs-
beziehungsweise Genehmigungsverfahren und die Umstellung der Verfahrenseinleitung in der Weise, dass die
Raumvertraglichkeit von raumbedeutsamen Planungen und MafBinahmen im Regelfall nur auf Antrag des Vorha-
bentragers erfolgt.

Der Koalitionsvertrag sieht neben der Beschleunigung von Genehmigungsverfahren (S. 12, Zeile 281 ff.) auch
vor, dass Doppelpriifungen vermieden werden sollen (S. 13, Zeile 341 f.). Dazu kann auch die Raumordnung
einen Beitrag leisten, indem das Verfahren zur Priifung der Raumvertrdglichkeit raumbedeutsamer Maflnahmen
und Planungen im Vorfeld des Zulassungsverfahrens weiter beschleunigt und optimiert wird. Daher soll § 15
ROG unter der neuen Uberschrift ,,Raumvertriglichkeitspriifung® in Anlehnung an den geltenden § 15 ROG neu
gefasst werden. Die geltende Regelung soll, soweit es der Optimierung der Raumvertréglichkeitspriifung dient,
modifiziert werden. Die Grundstruktur der geltenden Regelung soll beibehalten werden.

Die in § 15 einheitlich verwendete Bezeichnung ,,zustindige Raumordnungsbehorde* stellt eine Kurzform zu ,,die
nach Landesrecht zustdndige Raumordnungsbehorde* dar.

(§ 15 Absatz 1)

Mit dieser Regelung soll das Priifungsprogramm im Rahmen der Raumvertriglichkeitspriifung gesetzlich abge-
bildet werden. Die Raumvertraglichkeitspriifung hat ebenso wie das bisherige Raumordnungsverfahren den Cha-
rakter einer vorgelagerten Priifung, mit der Nutzungskonflikte moglichst frithzeitig erkannt werden sollen. Die
bisherige Praxis des Raumordnungsverfahrens ist bei der Priifung von Umweltbelangen zum Teil iiber eine Priif-
tiefe hinausgegangen, die diesem vorgelagerten Verfahren angemessen gewesen wére. Satz 2 Nummer 3 soll nun-
mehr regeln, dass die Priifung von Umweltauswirkungen in der Raumvertraglichkeitspriifung nur soweit erfolgt,
wie diese auf der vorgelagerten Ebene nach iiberschlagiger Priifung und unter Beriicksichtigung der in Anlage 3
UVPG genannten Kriterien erkennbar sind.

Satz 3 und Satz 5 greifen ineinander: Satz 3 soll regeln, dass die Raumvertréglichkeitspriifung innerhalb von sechs
Monaten beendet ist. Der Abschluss der Raumvertraglichkeitspriifung nach 6 Monaten wird also gesetzlich be-
stimmt unabhéngig davon, ob die Raumordnungsbehdrde dem Vorhabentriger eine Stellungnahme nach Satz 4
iibermittelt. Die Frist zur Priifung der Raumvertraglichkeit wird gerechnet ab dem Vorliegen der vollstindigen
Verfahrensunterlagen bei der Raumordnungsbehorde. Nach Satz 5 soll das Verfahren der Raumvertréglichkeits-
priifung in jedem Fall innerhalb der 6-Monats-Frist nach Satz 3 beendet sein, auch, wenn die Raumordnungsbe-
horde keine Stellungnahme {ibermittelt hat. In diesem Fall soll die Zulassungsbehorde das Zulassungsverfahren
auf Antrag des Vorhabentrigers einleiten kdnnen, und die Raumordnungsbehorde kann etwaige Erkenntnisse aus
der Raumvertréglichkeitspriifung im Rahmen der fachrechtlichen Behordenbeteiligung einbringen. Mit dieser Re-
gelung in Satz 5 sollen Verzdgerungen im Genehmigungsverfahren auch fiir den Fall ausgeschlossen werden,


Rainer
Hervorheben

Rainer
Hervorheben

Rainer
Hervorheben


Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode —27— Drucksache 20/4823

dass die Raumordnungsbehorde keine Stellungnahme {ibermittelt. Damit wird sichergestellt, dass etwaige aus-
nahmsweise Verzogerungen bei der Priifung durch die Raumordnungsbehorde nicht zulasten des Vorhabentrégers
gehen.

Satz 4 soll regeln, dass die Stellungnahme der Raumordnungsbehdrde, die das Ergebnis der Raumvertréglich-
keitspriifung enthélt, die Rechtsqualitit eines Gutachtens hat. Damit wird die Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts zur Rechtsnatur des Raumordnungsverfahrens (vgl. dazu etwa BVerwG, Urteil vom 16. Mérz 2006
—4 A 1075/04, BVerwGE 125, 116) aufgegriffen. Das Ergebnis der Raumvertraglichkeitspriifung ist damit — wie
jede andere Stellungnahme von Privaten oder anderen 6ffentlichen Stellen — von der Zulassungsbehorde lediglich
im Rahmen von behordlichen Ermessensentscheidungen oder als Abwégungsmaterial bei Entscheidungen mit
planerischem Einschlag zu beriicksichtigen und kann {iberwunden werden. Damit korrespondiert Absatz 5 Satz 4
in seiner neuen Fassung.

Satz 6 enthélt einen Hinweis auf den mdglichen Antrag des Vorhabentrigers auf Bestimmung der Linienfiihrung
fiir Bundesfernstralen nach § 16 Bundesfernstralengesetz bezichungsweise fiir Bundeswasserstrallen nach § 13
Bundeswasserstraliengesetz.

(§ 15 Absatz 2)

Die Ergénzung von Satz 1 soll regeln, dass der Vorhabentrager zur Vorbereitung der Priifung der zustidndigen
Raumordnungsbehorde auch geeignete Angaben entsprechend Anlage 2 UVPG zu den Merkmalen des Vorhabens
und des Standorts sowie zu den moglichen erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens vorlegen soll.

Die einheitliche Verwendung des Begriffs ,,Vorhabentrager in Absatz 2 bis 5 wie bisher schon in Absatz 4 Satz 1
und 3 (statt: ,, Triager der raumbedeutsamen Planung oder MafBinahme*) soll fiir mehr Rechtsklarheit sorgen.

Die neuen Sitze 3 bis 5 greifen ineinander. Sie sollen zum einen den Zeitraum regeln, innerhalb dessen die Raum-
ordnungsbehdrde die Vollstiandigkeit der Verfahrensunterlagen priifen und gegebenenfalls den Vorhabentriger
zur Vervollstindigung auffordern muss. Zum anderen sollen sie die Rechtsfolge fiir den Fall regeln, dass innerhalb
dieses Zeitraums keine Unterlagen nachgefordert werden. Dadurch werden zukiinftig Verfahrensverzégerungen
vermieden, wie sie bislang durch verspétete Priifungen der Vollstdndigkeit von Unterlagen und zdgerliches Nach-
fordern von unvollstindigen Unterlagen auftreten kénnen.

Satz 3 soll zudem regeln, dass die Raumordnungsbehorde bei ihrer Nachforderung die erforderlichen Unterlagen
genau bezeichnen muss. Damit wird der Gefahr entgegengewirkt, dass der Vorhabentrdger auf vorgenannte Auf-
forderung hin andere als die von der Raumordnungsbehorde gemeinten Unterlagen liefert, die dann nach Sicht
der Raumordnungsbehdrde eventuell wiederum nicht ausreichen wiirden.

Die Raumvertriglichkeitspriifung soll beginnen, wenn der Raumordnungsbehdrde die urspriinglich vom Vorha-
bentriger vorgelegten und die — geméafB Satz 3 — innerhalb des einen Monats nachgeforderten Unterlagen vorlie-
gen.

Satz 4 soll der Raumordnungsbehdrde aufgeben, im Interesse zligiger Verfahrensabldufe so friith wie moglich mit
der Raumvertréglichkeitspriifung zu beginnen. So hat die Raumordnungsbehdrde, auch wenn sie Unterlagen nach
Satz 3 nachgefordert hat, schon vor deren Eintreffen mit der Raumvertraglichkeitspriifung zu beginnen, sofern ihr
erste Teilpriifungen anhand der schon vorliegenden, eingangs iibersandten Unterlagen moglich sind.

Satz 5 soll die Rechtsfolge regeln fiir den Fall, dass die Raumordnungsbehérde innerhalb der 1-Monats-Frist des
Satzes 3 keine Unterlagen nachfordert: In diesem Fall beginnt die 6-Monats-Frist des Absatzes 1 Satz 3 bereits
mit dem Tag des Eingangs der Verfahrensunterlagen nach Satz 1 und nicht erst nach der Monatsfrist nach Satz 3.
Im Umkehrschluss bedeutet Satz 5, dass im Falle einer erfolgten Nachforderung von Unterlagen nach Satz 3 die
6-Monats-Frist des Absatzes 1 Satz 3 erst dann zu laufen beginnt, wenn der Vorhabentréger die nachgeforderten
Unterlagen der Raumordnungsbehdrde {ibermittelt hat. Der Vorhabentréger hat es damit selbst in der Hand, wei-
tere Verzogerungen zu vermeiden (§ 15 Absatz 3).

Absatz 3 enthilt im Vergleich zur bisherigen Fassung folgende Anderungen:

Satz 1 und 3 enthalten redaktionelle Anderungen fiir einheitliche Zustindigkeitsbezeichnungen (vgl. Absatz 2).
Nach Satz 4 soll mindestens eine Woche vor Beginn der Verdffentlichung 6ffentlich bekannt zu machen sein, wo
und mit welcher Dauer die Veroffentlichung nach Satz 2 im Internet erfolgt; dabei ist unter Angabe einer ange-
messenen Frist, die zumindest der Veroffentlichungsfrist entspricht, darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen
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abgegeben werden konnen und dass hierbei elektronische Informationstechnologien genutzt werden sollen. Mit
Satz 5 soll geregelt werden, dass zusétzlich zur Verdffentlichung im Internet nach Satz 2 andere leicht zu errei-
chende Zugangsmoglichkeiten zur Verfiigung zu stellen sind (etwa durch Versendung, 6ffentliche Auslegung
oder 6ffentlich zugéngliche Lesegerite), soweit dies nach Feststellung der fiir Raumordnung zusténdigen Landes-
behorde angemessen und zumutbar ist; darauf ist in der Bekanntmachung nach Satz 4 hinzuweisen. Mit dieser
Regelung soll gewihrleistet werden, dass auch Personen, die liber keinen Internetzugang verfiigen, die Moglich-
keit haben, sich in angemessener und zumutbarer Weise Kenntnis iiber die Raumvertriaglichkeitspriifung zu ver-
schaffen und sich beteiligen kdnnen.

(§ 15 Absatz 4)

Der neue Absatz 4 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 5. Der Systematik wegen wurden die Ab-
sétze getauscht.

(§ 15 Absatz 5)

Satz 2 regelt, dass der Vorhabentrdger — statt wie bisher die zustindige Behorde — die Unterlagen der Raumver-
traglichkeitspriifung einschlielich, soweit vorliegend, der Dokumentation tiber das Beteiligungsverfahren und
der gutachterlichen Stellungnahme der Raumordnungsbehdrde nach Absatz 1 Satz 4 an die Zulassungsbehérde
iibermitteln soll. Die gutachterliche Stellungnahme ist ein sonstiges Erfordernis der Raumordnung nach § 3 Ab-
satz 1 Nummer 4, welches gemdlB § 4 Absatz 1 Satz 1 zu beriicksichtigen ist. Daher regelt Satz 4, dass die Zulas-
sungsbehdrde die raumordnerische Stellungnahme, soweit vorliegend, (nur) im Rahmen der Abwiagung beriick-
sichtigt, vgl. hierzu auch die Begriindung zu Absatz 1. Im Ubrigen enthilt Absatz 5 redaktionelle Folgeinderun-
gen in Bezug auf die neue Bezeichnung der Priifung nach § 15 ROG.

(§ 15 Absatz 6 und 7)

Aus Griinden der Systematik wurden die bisherigen Absétze 6 und 7 getauscht. Absatz 6 enthilt redaktionelle
Folgednderungen. Die Neufassung des Absatzes 7 dient der Klarstellung, dass eine Raumvertrdglichkeitspriifung
in den Landern Berlin, Bremen und Hamburg nur dann durchzufiihren ist, wenn dies nach Landesrecht vorgesehen
ist.

Zu Nummer 10 (§ 16 ROG)

Zu Buchstabe a (Uberschrift)

Die Neufassung der Uberschrift ist eine Folgeinderung zu der Anderung des Begriffs Raumordnungsverfahren in
Raumvertraglichkeitspriifung in § 15 ROG.

Zu Buchstabe b (§ 16 Absatz 1)

Die Anderungen in Absatz 1 stellen Folgeéinderungen zu der Anderung des Begriffs Raumordnungsverfahren in
Raumvertriglichkeitspriifung in § 15 ROG dar. Verweise auf § 15 werden aktualisiert.

Zu Buchstabe ¢ (§ 16 Absatz 2)

Die Anderung in Absatz 2 stellt eine Folgeinderung zu der Anderung des Begriffs Raumordnungsverfahren in
Raumvertriglichkeitspriifung in § 15 ROG dar.

Zu Nummer 11 (Zustindigkeitsanpassung)

Gemil Ziffer IX. des Organisationserlasses des Bundeskanzlers vom 8. Dezember 2021 (BGBI. I S. 5176) wurde
dem Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen aus dem Geschéftsbereich des Bundesmi-
nisteriums des Innern und fiir Heimat unter anderem die Zusténdigkeit fiir Raumordnung iibertragen. Die davon
im ROG betroffenen Regelungen sollen hiermit angepasst werden.

In § 19 Satz 1 ROG ist keine Zusténdigkeitsanpassung vorzunehmen, da iiber Antrage auf Zielabweichung kiinftig
das Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung entscheiden soll (vgl. Anderung von § 19 ROG).
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Zu Nummer 12 (§ 17 Absatz 5 ROG)

Zu den Buchstaben a und b (Satz 1 und 2)

Bei der Streichung des Verweises auf § 10 ROG in Satz 1 sowie bei der Aufhebung der Sitze 2 bis 4 handelt es
sich um eine Folgednderung zum neu gefassten § 18 Absatz 2 ROG, der nunmehr fiir die Bekanntmachung von
Raumordnungsplénen nach § 17 Absatz 3 ROG eine neue Regelung trifft.

Zu Nummer 13 (§ 18 ROG)
(Uberschrift)

Bei der Ergéinzung der Uberschrift handelt es sich um eine redaktionelle Anderung im Hinblick auf die nachfol-
genden Anderungen der Vorschrift.

(§ 18 Absatz 1)
In dem neuen Absatz 1 Satz 1 sollen die bisherigen Absétze 1 und 2 zusammengefasst gefasst werden.

Der neue Satz 2 modifiziert die allgemeinen Beteiligungsregelungen nach § 9 ROG in sachgerechter Weise fiir
Raumordnungsplidne des Bundes nach § 17 Absatz 3 ROG. Fiir diese Pldne soll gelten, dass § 9 Absatz 1 und 4
ROG keine Anwendung finden und § 9 Absatz 2 und 3 ROG mit der MaBBgabe Anwendung finden soll, dass die
Beteiligung auf in ihren Belangen beriihrte 6ffentliche Stellen beschrankt werden kann. Denn eine allgemeine
Offentlichkeitsbeteiligung sowie eine Beteiligung der Nachbarstaaten bei Bundesraumordnungsplinen, welche
lediglich gesetzliche Grundsétze der Raumordnung konkretisieren, ohne konkrete regionale Planungsrdume zu
betrachten, ist nicht angezeigt. Sie wiirde nicht nur einen unverhiltnisméfigen Verfahrensaufwand bedeuten, son-
dern auch eine Erschwernis in der Sache.

(§ 18 Absatz 2)
(Satz 1)

Mit der Regelung sollen die allgemein fiir Raumordnungspléne geltenden Bekanntmachungs- und Veroffentli-
chungsregelungen fiir Raumordnungspléne des Bundes nach § 17 ROG optimiert werden. Nach § 10 Absatz 2
Satz 1 ROG ist ein Raumordnungsplan, soweit {iber seine Annahme nicht durch Gesetz entschieden wird, mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu jedermanns Einsicht bereitzuhalten.

Raumordnungspline des Bundes nach § 17 ROG werden jeweils als Rechtsverordnung des Bundes erlassen. Ge-
gen Rechtsverordnungen des Bundes stehen formliche Rechtsbehelfe wie Widerspruch, Anfechtungsklage oder
ein Antrag auf Normenkontrolle nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) auBerhalb des UmwRG
nicht zur Verfiigung. Da formliche und fristgebundene Rechtsbehelfe auBBerhalb des UmwRG ausscheiden, soll
bei Raumordnungsplédnen des Bundes insoweit auf eine formliche Rechtsbehelfsbelehrung verzichtet werden. Die
Moglichkeit, Festlegungen eines Raumordnungsplans gegebenenfalls inzident und fristungebunden etwa im Rah-
men einer Feststellungsklage auf ihre Wirksamkeit iiberpriifen zu lassen, bleibt davon unberiihrt. GemaB § 7 Um-
wRG bleiben entsprechend § 47 VwGO mogliche Antridge von Vereinigungen nach § 3 Absatz 1 und § 2 Absatz 2
UmwRG ebenfalls unberiihrt.

(Satz 2)

Die Regelungen zur Bekanntmachung von Raumordnungsplénen nach § 17 Absatz 3 ROG sollen aus systemati-
schen Griinden von § 17 Absatz 5 ROG in den neuen § 18 Absatz 2 ROG verschoben werden.

Zu Nummer 14 (§ 19 Satz 1 ROG)

GemiB § 19 Satz 1 ROG erster Halbsatz liegt die Zusténdigkeit fiir Zielabweichungsverfahren von Raumord-
nungspldnen des Bundes nach § 17 Absatz 1 ROG beim Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie. In An-
lehnung an diese Regelung soll in § 19 Satz 1 zweiter Halbsatz die Zustdndigkeit fiir Zielabweichungsverfahren
von Raumordnungsplinen des Bundes nach § 17 Absatz 2 ROG auf das Bundesamt fiir Bauwesen und Raumord-
nung libertragen werden, das gemal § 17 Absatz 2 Satz 4 ROG bereits die vorbereitenden Verfahrensschritte zur
Aufstellung von Raumordnungsplénen des Bundes nach § 17 Absatz 2 Satz 1 ROG durchfiihrt.
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Zu Nummer 15 (§ 21 ROG)

Die Anderung in Absatz 1 stellt eine Folgeéinderung zu der Anderung des Begriffs Raumordnungsverfahren in
Raumvertraglichkeitspriifung in § 15 ROG dar.

Zu Nummer 16 (§ 23 Absatz 2 ROG)

In der Praxis werden die Mitglieder des Beirates fiir Raumordnung nicht im Benehmen mit den zustindigen Spit-
zenverbanden berufen, da diese mangels Bestimmtheit des Begriffs nicht eindeutig bestimmbar sind und zudem
nicht alle Verbénde im Beirat vertreten sein konnen. Die Worter ,,im Benehmen mit den zustindigen Spitzenver-
binden* sollen daher in § 23 Absatz 2 ROG gestrichen werden.

Zu Nummer 17 (§ 24 Absatz 1 und 2 ROG)
Die Ministerkonferenz flir Raumordnung (MKRO) wurde durch Beschluss der MKRO vom 31. Mai 2022 in

Raumentwicklungsministerkonferenz umbenannt.

Zu Nummer 18 (§ 27 ROG)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Die Anderungen in Absatz 1 Satz 1 dienen der Uberleitung der durch dieses Gesetz vorgenommenen Anderungen
in Bezug auf Verfahren zur Aufstellung von Raumordnungsplédnen und Raumordnungsverfahren. Raumordnungs-
verfahren, die vor Inkrafttreten des neuen § 15 ROG formlich eingeleitet wurden, sollen nach altem Recht abge-
schlossen werden.

Zu Buchstabe b (Absatz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa (Satz 1)

Absatz 2 Satz 1 aktualisiert den zeitlichen Anwendungsbereich von § 11 ROG im Hinblick auf die Raumord-
nungsplédne der Lénder.

Zu Doppelbuchstabe bb (Satz 2)

Der neue Satz 2 regelt als Ausnahme zu Satz 1 das Geltungsdatum von § 11 Absatz 2 ROG-E in Bezug auf Raum-
ordnungspléne, die vor der Anderung des § 11 Absatz 2 ROG in Kraft getreten sind.

Zu Buchstabe ¢ (Absatz 3)

Absatz 3 aktualisiert den zeitlichen Anwendungsbereich von Landesrecht im Hinblick auf das Inkrafttreten dieses

Gesetzes.

Zu Artikel 2 (Anderung des Gesetzes iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung)
Zu Nummer 1 (Inhaltsiibersicht)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die Neufassung von § 49 des Gesetzes iiber die Umweltver-
traglichkeitspriifung (UVPG).

Zu Nummer 2 (§ 2 Absatz 6 Nummer 2 UVPG)

Es handelt sich um eine Anpassung an die Neufassung von § 49 UVPG.

Zu Nummer 3 (§ 47 Absatz 2 UVPG)

§ 47 Absatz 2 entfillt. Fiir die Durchfithrung der Umweltvertréglichkeitspriifung im Verfahren der Linienbestim-
mung gilt der neue § 49 Satz 2 UVPG.

Zu Nummer 4 (§ 49 UVPG)
Die Neufassung des § 49 UVPG ist eine Folgeinderung zur Anderung von § 15 ROG (sieche Artikel 1 dieses
Gesetzentwurfs).

Der Koalitionsvertrag sieht neben der Beschleunigung von Genehmigungsverfahren (S. 12, Zeile 281 ff.) auch
vor, dass Doppelpriifungen vermieden werden sollen (S. 13, Zeile 341 f.). Entsprechend soll das bisher in § 15
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ROG geregelte Raumordnungsverfahren, welches insbesondere bei GroBprojekten dem Zulassungsverfahren vor-
gelagert ist, durch eine optimierte Priifung der Raumvertréglichkeit ersetzt werden. Die Raumvertriaglichkeitsprii-
fung soll unter Beriicksichtigung von Umweltbelangen erfolgen, soweit diese auf der vorgelagerten Ebene der
Raumvertriaglichkeitspriifung nach iiberschldgiger Priifung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgiiter
nach § 2 Absatz 1 UVPG unter Beriicksichtigung der in Anlage 3 des UVPG genannten Kriterien erkennbar sind.
Hingegen soll es im Verfahren der Raumvertraglichkeitspriifung keine Umweltvertraglichkeitspriifung nach dem
UVPG geben. Der Verzicht auf die Umweltvertraglichkeitspriifung dient der Vermeidung von Doppelpriifungen
und damit der Verfahrensbeschleunigung.

Die Raumvertrédglichkeitspriifung nach § 15 ROG-E ist keine Zulassungsentscheidung im Sinne der UVP-Richt-
linie, mit der ein bestimmtes Projekt im Sinne der UVP-Richtlinie genehmigt wird, und auch kein vorbereitender
Schritt im Rahmen der Entscheidung. Vielmehr handelt es sich bei der Raumvertraglichkeitspriifung nur um eine
gutachterliche AuBerung der zustéindigen Raumordnungsbehorde. Das Ergebnis der Raumvertréiglichkeitspriifung
ist lediglich im Rahmen von behérdlichen Ermessensentscheidungen oder als Abwigungsmaterial bei Entschei-
dungen mit planerischem Einschlag zu beriicksichtigen und kann dabei {iberwunden werden (vgl. auch § 3 Ab-
satz 1 Nummer 4 in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Satz 1 sowie § 15 Absatz 1 Satz 4 und Absatz 5 Satz 4 ROG-E).

Da die Umweltauswirkungen des Vorhabens in der Raumvertraglichkeitspriifung nur noch iiberschligig gepriift
werden, kann dieser Priifung nicht mehr die volle abschichtende Wirkung zukommen, wie sie bisher in § 49 Ab-
satz 2 fiir die als Bestandteil des Raumordnungsverfahrens durchgefiihrte Umweltvertraglichkeitspriifung vorge-
sehen ist. Daher stellt § 49 Satz 2 klar, dass die Umweltvertrdglichkeitspriifung in einem nachfolgenden Zulas-
sungsverfahren, soweit erforderlich, auch eine vertiefte Priifung der in der Raumvertraglichkeitspriifung nur tiber-
schldgig gepriiften Umweltauswirkungen umfasst.

Zu Artikel 3 (Anderung der Honorarordnung fiir Architekten- und Ingenieure)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung im Hinblick auf die Anderungen in § 15 ROG (vgl. Artikel 1).

Zu Artikel 4 (Anderung des Bundesberggesetzes)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung im Hinblick auf die Anderungen in § 15 ROG (vgl. Artikel 1).

Zu Artikel 5 (Anderung der Atomrechtlichen Verfahrensverordnung)

Zu den Nummern 1 und 2

Bei den Anderungen in § 19a Absatz 1 der Atomrechtlichen Verfahrensverordnung (AtVfV) handelt es sich um
Folgeinderungen im Hinblick auf die Anderungen in § 15 ROG (vgl. Artikel 1). Da die in § 15 ROG-E geregelte
Raumvertraglichkeitspriifung nur noch eine {iberschlagige Priifung der Umweltauswirkungen vorsieht, gibt es fiir
den bisher in § 19a Absatz 2 AtVfV vorgesehenen Regelungsgehalt, der ,,bereits erfolgte Verfahrensschritte* vo-
raussetzt, keinen Anwendungsbereich mehr.

Zu Artikel 6 (Anderung des BundesfernstraBiengesetzes)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung im Hinblick auf die Anderungen in § 15 ROG (vgl. Artikel 1).
Zu Artikel 7 (Anderung des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes Ubertragungsnetz)

Zu den Nummern 1 und 2

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen im Hinblick auf die Anderungen in § 15 ROG (vgl. Artikel 1).

Zu Artikel 8 (Anderung des Standortauswahlgesetzes)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung im Hinblick auf die Anderungen in § 15 ROG (vgl. Artikel 1).

Zu Artikel 9 (Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.
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Zu Artikel 10 (Anderung der Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren)

Zu Nummer 1 und 2

Bei den Anderungen in § 23a der Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) handelt es sich
um Folgeédnderungen im Hinblick auf die Anderungen in § 15 ROG (vgl. Artikel 1). Da die in § 15 ROG-E gere-
gelte Raumvertraglichkeitspriifung nur noch eine iiberschldgige Priifung der Umweltauswirkungen vorsieht, gibt
es fiir den bisher in § 23a Absatz 2 9. BImSchV vorgesehenen Regelungsgehalt, der ,,bereits erfolgte Verfahrens-
schritte voraussetzt, keinen Anwendungsbereich mehr.

Zu Artikel 11 (Anderung des Planungssicherstellungsgesetzes)

Die gednderten Vorschriften des § 9 (Beteiligung bei der Aufstellung von Raumordnungsplénen), § 10 (Bekannt-
machung von Raumordnungspldnen; Bereithaltung von Raumordnungsplédnen und von Unterlagen) und § 15
(Raumvertrdglichkeitspriifung) treffen im Anwendungsbereich des Raumordnungsgesetzes dauerhaft eigene Re-
gelungen, um der fortschreitenden Digitalisierung und der Planungsbeschleunigung Rechnung zu tragen. Eine
Fortgeltung des PlanSiG ist im Anwendungsbereich des ROG daher nicht erforderlich. Hiervon unberiihrt bleiben
landesplanungsrechtliche Vorschriften, die Vorschriften des PlanSiG fiir bestimmte Verfahrensschritte (wie etwa
Erorterungstermine, miindliche Verhandlungen und Antragskonferenzen) fiir anwendbar erkléren.

Zu Artikel 12 (Anderung der Raumordnungsverordnung)

Die Vorschrift wurde neu gefasst. Sie beinhaltet tatséchlich aber nur wenige Anderungen. Die Anderungen in § 1
Satz 1 stellen Folgednderungen zu der Anderung des Begriffs Raumordnungsverfahren in Raumvertriaglichkeits-
priifung (vgl. Artikel 1 Nummer 9, § 15 ROG) dar. In § 1 Satz 1 Nummer 6 werden die Verweise auf das UVPG
aktualisiert.

Aus semantischen Griinden wird Satz 2 hinter die Auflistung verschoben. Die weitere Anderung in Satz 2 stellt
eine Folgednderung zu der Anderung des Begriffs Raumordnungsverfahren in Raumvertraglichkeitspriifung dar.

Zu Artikel 13 (Anderung des Windenergieflichenbedarfsgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 6-E)
(Absatz 1)

Ziel der Regelung des § 6 ist die Umsetzung der Uberarbeitung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Férderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren
Quellen in Bezug auf die Einfithrung von sogenannten go-to-areas. Bei diesen Gebieten handelt es sich um spe-
zifische fiir den Ausbau der Windenergie geeignete Gebiete, in denen nicht mit erheblichen Umweltauswirkungen
zu rechnen ist. In den go-to-areas gelten bestimmte Erleichterungen im Genehmigungsverfahren, insbesondere
der Verzicht auf Umweltvertraglichkeitspriifungen sowie artenschutzrechtlichen Priifungen. Dafiir erfolgt eine
Zahlung in Artenhilfsprogramme. Als solche Gebiete gelten die Windenergiegebiete nach § 2 Nummer 1.

Der Verzicht auf die artenschutzrechtlichen Priifungen beschrénkt sich auf den Wegfall der artenschutzrechtlichen
Priifung fiir kollisionsgefdhrdete Brutvogel sowie Ansammlungen und Zugrouten et cetera. Eine artenschutzrecht-
liche Priifung fiir Fledermause und Tiere, die allein von der Errichtung und nicht dem Betrieb der Anlage betroffen
sind, wie beispielsweise Haselméuse, Eidechsen et cetera, soll weiter im Genehmigungsverfahren erfolgen.

Die zustindige Behorde kann zumutbare Schutzmafinahmen fiir die Gebiete anordnen, soweit dies erforderlich
ist, um einen Verstofl gegen die Verbote nach § 44 Absatz 1 Nummer 1 Bundesnaturschutzgesetz zu verhindern.
Die Schutzmafnahmen miissen zumutbar sein. Die Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes zur Zumutbarkeit
von VermeidungsmaBnahmen finden Anwendung. Im Gegenzug fiir die Erleichterungen und sofern keine ge-
bietsspezifischen Schutzmalinahmen angeordnet werden, miissen die Betreiber flir die Dauer des Betriebs der
Anlage jéhrlich in Artenhilfsprogramme einzahlen, die den Populationsschutz in Gebieten aullerhalb der Wind-
energiegebiete nach § 2 Nummer 1 WindBG stidrken. Die Artenhilfsprogramme sollen unter anderem dazu bei-
tragen, dass sich der Erhaltungszustand der betroffenen lokalen, regionalen und iiberregionalen Populationen un-
ter anderem durch Bau, Betrieb, Wartung, Transport, Riickbau, Repowering und Umbau von Anlagen zur Erzeu-
gung erneuerbarer Energien nicht verschlechtert. Dadurch sollen die europarechtlich vorgegebenen Ziele der Er-
reichung und Sicherung eines giinstigen Erhaltungszustandes im natiirlichen Verbreitungsgebiet gewéhrleistet
werden.
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In Natura-2000-Gebieten, Naturschutzgebieten und Nationalparks findet § 6 keine Anwendung.
(Absatz 2)

§ 6 Absatz 2 regelt einen Anwendungsvorbehalt. § 6 Absatz 1 findet erst Anwendung, wenn die Anforderungen,
die das Europarecht stellt, auch erfiillt sind. Zudem wird eine gesonderte Bekanntmachung des Bundesministeri-
ums fiir Wirtschaft und Klimaschutz im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz,
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz sowie dem Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und
Bauwesen im Bundesanzeiger vorgesehen. Sollten die Voraussetzungen des europédischen Rechts durch Absatz 1
nicht erfiillt werden, kann die Bekanntmachung erst nach einer Anderung der Vorschrift erfolgen. Es wird zudem
sichergestellt, dass bestehende Pléne, die Windenergiegebiete enthalten und die nach den jeweils geltenden pla-
nungsrechtlichen Vorschriften aufgestellt wurden, durch diese Regelung nicht rechtswidrig werden.

Zu Nummer 2 (§ 7)
Durch den neuen § 6 wird der bisherige § 6 zu § 7.

Zu Artikel 14 (Inkrafttreten)
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.

Das spitere Inkrafttreten beruht auf Artikel 72 Absatz 3 Satz 2 GG; es erfolgt im Hinblick auf die Abweichungs-
kompetenz der Lander.
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Anlage 2

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Anderung des Raumordnungsgesetzes und anderer

Vorschriften (NKR-Nr. 6322, BMWSB)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis gepriift:

l. Zusammenfassung

Burgerinnen und Birger

Keine Auswirkungen

Wirtschaft

Jahrlicher Erflullungsaufwand (Entlastung):

Einmaliger Erfullungsaufwand:

Im Saldo rund -4,4 Mio. Euro

Keine Auswirkungen

Verwaltung
Bund

Lander

Jahrlicher Erfiillungsaufwand (Entlastung):

Einmaliger Erfullungsaufwand:

Keine Auswirkungen

Rund -804.000 Euro

Keine Auswirkungen

‘One in one out’-Regel

Im Sinne der ,One in one out‘-Regel der Bun-
desregierung stellt der jahrliche Erflllungs-
aufwand der Wirtschaft in diesem Rege-
lungsvorhaben ein ,Out“ von rund 4,4 Mio.
Euro dar.

Evaluierung

Ziele:

Kriterien/Indikatoren:

Die Neuregelung wird 5 Jahre nach Inkraft-
treten evaluiert.

e Abweichung von Zielfestlegungen in
Raumordnungsplanen erleichtern,

e Redundante Beteiligung bei Anderungen
von Planentwiirfen beseitigen,

¢ Raumordnungsverfahren  beschleuni-
gen.

Vorher/Nachher-Vergleich hinsichtlich

e Anzahl der Antrage von Personen des
Privatrechts auf Abweichung von Ziel-
festlegungen,

e Anzahl der Verfahren zur Anderung von
Planentwirfen, in denen eine Beschran-
kung der zu Beteiligenden stattgefunden
hat,

o Haufigkeit der Anwendung der neuen
Regelung in der Praxis,

e Verfahrensdauer.
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Datengrundlage: | Abfrage des Bundesamtes fiur Bauwesen
und Raumordnung bei den fiir die Planauf-
stellung, die Raumvertraglichkeitspriifung
oder Zielabweichungsverfahren zustandigen
Landesbehdrden.

Das Vorhaben tragt zu einer weiteren Beschleunigung von Planungsverfahren bei. Die Dar-
stellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Nationale Nor-
menkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwande.

Il. Regelungsvorhaben

Durch das Regelungsvorhaben sollen Planungs- und Genehmigungsverfahren weiter be-
schleunigt werden. Der Regelungsentwurf sieht erweiterte Moglichkeiten fur eine digitale Buir-
gerbeteiligung bei Planungsverfahren vor. Auflerdem sollen Planungsverfahren durch die
Vermeidung von Redundanzen beschleunigt werden, indem bei Anderungen von Planentwiir-
fen, die nach der Birgerbeteiligung stattfinden, nur noch neu Betroffene zu beteiligen und
Stellungnahmen nur mehr gegen die Anderungen zuléssig sein sollen.

Relevant fur die Veranderung des Erfullungsaufwands ist insbesondere, dass Raumord-
nungs- bzw. Planfeststellungsverfahren und nachfolgendes Zulassungs- bzw. Genehmi-
gungsverfahren besser verzahnt werden sollen. Dazu soll die im Raumordnungsverfahren
durchzufiihrende Raumvertraglichkeitsprifung zukulnftig unter Berticksichtigung von Umwelt-
belangen erfolgen, gleichzeitig soll es aber keine formliche Umweltvertraglichkeitspriifung in
diesem Verfahrensstadium mehr geben. Ohne die férmlichen Anforderungen einer Umwelt-
vertraglichkeitsprifung kann das Raumordnungsverfahren zukinftig schneller durchgefihrt
werden. Eine bislang doppelt stattfindende Umweltvertraglichkeitsprifung (die Prifung im
nachgelagerten Zulassungsverfahren bleibt weiterhin erforderlich) wird so vermieden.

M. Bewertung

Erfillungsaufwand

Das Ressort hat den Erfillungsaufwand (Entlastung) unter Beteiligung des Statistischen Bun-
desamts nachvollziehbar ermittelt und dargestellt.

Birgerinnen und Birger

Far Bargerinnen und Blrger kommt es nicht zu einer Veranderung des Erflllungsaufwands.

Wirtschaft

Der Regelungsentwurf fuhrt fur die Wirtschaft zu einer jahrlichen Entlastung von im Saldo
rund 4,4 Mio. Euro, die sich wie folgt darstellt:

Die Aufhebung der férmlichen Umweltvertraglichkeitspriifung im Rahmen des Raumord-
nungsverfahrens entlastet die Wirtschaft jahrlich um rund 4,752 Mio. Euro. Das Ressort stiitzt
sich auf eine Erhebung des Statistischen Bundesamtes in den Landern, wonach von einer
Fallzahl von rund 60 wegfallenden Umweltvertraglichkeitsprifungen auszugehen ist. Der
Grofteil der Prifungen wird durch einen von den Vorhabentragern beauftragten externen
Gutachter durchgeflhrt. Die Befragung der Landesbehérden und Erfahrungswerte des Sta-
tistischen Bundesamtes aus der Nachmessung des Gesetzes zur Modernisierung des Rechts
der Umweltvertraglichkeitspriifung haben ergeben, dass sich die Kosten eines Gutachtens
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auf durchschnittlich rund 50.000 Euro belaufen (Sachkosten). Zusatzlich entstehen dem Vor-
habentrager durchschnittliche Zeitaufwande von rund 500 Arbeitsstunden pro Fall (Lohnkos-
tensatz von 58,40 Euro).

Die um Umweltbelange erweiterte Raumvertraglichkeitsprifung fihrt zu zusatzlichem jahrli-
chen Erflllungsaufwand der Wirtschaft von rund 336.000 Euro. Den zusatzlichen Zeitaufwand
im Rahmen der um Umweltbelange erweiterten Raumvertraglichkeitsprifung setzt das Res-
sort nachvollziehbar mit rund 96 Stunden an (Lohnkostensatz von 58,40 Euro).

Verwaltung

Die Verwaltung der Lander wird jahrlich im Saldo um rund 804.000 Euro entlastet. Die Ent-
lastung stellt sich wie folgt dar:

Durch den Wegfall der formlichen Umweltvertraglichkeitspriifung im Raumordnungsverfahren
reduziert sich der jahrliche Erfullungsaufwand der Landesverwaltung um rund 1,3 Millionen
Euro (60 Umweltvertraglichkeitsprifungen * 65,20 Euro pro Stunde * -19.200 Minuten). Der
vom Statistischen Bundesamt ermittelte Zeitaufwand ist dabei, mit Blick auf die geringe Fall-
zahl von 60, ein grober Mittelwert.

Durch die um Umweltbelange erweiterte Raumvertraglichkeitspriifung entsteht der Verwal-
tung ein zusatzlicher jahrlicher Erfillungsaufwand von rund 411.000 Euro (60 Raumord-
nungsvertraglichkeitsprifungen * 65,20 Euro pro Stunde * 6.300 Minuten). Dieser Zeitauf-
wand entsteht vor allem durch die Prifung der Unterlagen und der von den Vorhabentragern
Ubermittelten Informationen sowie durch die Beteiligung weiterer Trager der 6ffentlichen Ver-
waltung, die Veroffentlichung der Ergebnisse und das Abgeben des abschlieRenden Gutach-
tens.

Fur die Verwaltung entsteht weiterer jahrlicher Erfullungsaufwand von rund 37.000 Euro durch
die Ausdehnung der Pflicht zur Uberpriifung von Raumordnungsplénen nach 10 Jahren auf
alle Raumordnungsplane, nicht nur die des Bundes. Das Ressort geht unter Berticksichtigung
von Erkenntnissen des Statistischen Bundesamtes von durchschnittlich 1,2 Fallen pro Jahr
und einem Zeitaufwand von 469 Stunden pro Fall aus.

IV.  Ergebnis

Das Vorhaben tragt zu einer weiteren Beschleunigung von Planungsverfahren bei. Die Dar-
stellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Nationale Nor-
menkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwande.

Lutz Goebel Gudrun Grieser

Vorsitzender Berichterstatterin
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Anlage 3

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 1028. Sitzung am 25. November 2022 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemal
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1.

Zu Artikel 1 Nummer la —neu — (§ 2 Absatz 2 Nummer 3 Satz 3 und
Satz 7 ROG)

In Artikel 1 ist nach Nummer 1 folgende Nummer 1a einzufiigen:

,la.  § 2 Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz3 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und folgende Worter werden
angefiigt:

»dabei sind insbesondere die rdumlichen Auswirkungen des Online-Handels auf die Innenstédte
sowie die zentralen Versorgungsbereiche zu beriicksichtigen.*

b) Dem Satz 7 werden die Worter ,,sowie geeignete Logistikstandorte zur Versorgung der Bevol-
kerung zu sichern* angefiigt.

Begriindung:

Die Ministerkonferenz fiir Raumordnung (MKRO) befasste sich vor dem Hintergrund der COVID-19-Pan-
demie erneut mit den Auswirkungen des Online-Handels auf stationdren Handel, Siedlungsstruktur, Verkehr
und Logistik und den Steuerungsmdglichkeiten der Raumordnung. Diese fasste am 31. Mai 2022 den Be-
schluss, die Auswirkungen des Online-Handels auf fachiibergreifende Versorgungs- und Verkehrsfunktio-
nen auch im Raumordnungsgesetz (ROG) zu beriicksichtigen. Grundlage hierfiir ist der Bericht der Arbeits-
gruppe ,,Online-Handel“. Dieser kommt zu dem Ergebnis, dass eine Anpassung der raumordnerischen In-
strumente zur Steuerung des grof3flachigen stationédren Einzelhandels, die den Auswirkungen des Online-
Handels angemessen Rechnung trdgt, erforderlich sei, um auch kiinftig die rdumlichen Voraussetzungen fiir
die Erhaltung der Innenstddte und ortlichen Zentren als zentrale Versorgungsbereiche (ZVB) zu schaffen.
Um dieses Anliegen im ROG zu verankern, sollten die Grundsitze der Raumordnung in § 2 Absatz 2 Num-
mer 3 Satz 3 ROG dahingehend erginzt werden, dass die riumlichen Auswirkungen des Online-Handels auf
die Innenstddte sowie die zentralen Versorgungsbereiche zu beriicksichtigen sind. Zudem sollte § 2 Absatz 2
Nummer 3 Satz 7 ROG dahingehend ergédnzt werden, dass geeignete Logistikstandorte zur Versorgung der
Bevdlkerung zu sichern sind. Dies auch vor dem Hintergrund, dass die MKRO die Bauministerkonferenz zu
baurechtlichen Anderungen im BauGB bewegen méchte.

Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b (§ 3 Absatz 1 Nummer 4a ROG)
Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b ist zu streichen.

Begriindung:

Der Gesetzentwurf fiihrt in § 3 Absatz 1 Nummer 4a ROG eine Definition fiir Ziele in Aufstellung ein. Dem-
nach sollen ,,in Aufstellung befindliche Ziele* kiinftig nur solche Festlegungen sein, die nach vollsténdiger
Durchfiihrung des Beteiligungsverfahrens nach § 9 ROG in einem, die Ergebnisse der Beteiligung beriick-
sichtigenden Planentwurf enthalten und als solche verodffentlicht sind.
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Zu begriiBlen ist das Bestreben, mit der vorgesehenen Definition die Rechtsprechung nachzuvollziehen und
der Zulassungsbehorde mehr Rechtssicherheit im Hinblick auf die Bindungswirkung der Erfordernisse der
Raumordnung zu verschaffen. Gleichwohl steht die Definition einer frithzeitigen Abstimmung raumbedeut-
samer Maflnahmen entgegen und wiirde die regionalen Planungstriger schwéchen. Denn anders als bisher
wire die mit dem Aufstellungsbeschluss zum Ausdruck gebrachte Planungsabsicht des regionalen Planungs-
tragers bei raumbedeutsamen Planungen und MaBinahmen &ffentlicher Stellen beziechungsweise in Abwa-
gungs- oder Ermessensentscheidungen offentlicher Stellen {iber die Zuldssigkeit raumbedeutsamer Planun-
gen und Maflnahmen nicht mehr gemal § 4 Absatz 1 ROG als sonstiges Erfordernis der Raumordnung zu
beriicksichtigen.

Im Ergebnis ldgen ,,in Aufstellung befindliche Ziele* nach der vorgesehenen Definition kiinftig noch nicht
einmal nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens, sondern erst mit Ver6ffentlichung des fertigen Plans mit
dem endgiiltigen Feststellungsbeschluss vor. Denn eine ,,Verdffentlichung™ ist als Verfahrensschritt weder
in den Vorschriften zur Aufstellung von Raumordnungsplénen vorgesehen noch ist er in der Praxis generell
iiblich. Eine solche erfolgt erst nach endgiiltiger Beschlussfassung iiber den Plan.

Um weiterhin eine frithzeitige Abstimmung raumbedeutsamer Mafinahmen zu ermoglichen und diese rechts-
sicher zu gestalten, sollte erwogen werden, bereits den Stand zu Beginn eines Beteiligungsverfahrens als ,,in
Aufstellung befindliche Ziele* fiir maf3geblich zu erkldren. Dafiir spricht auch, dass diese Ziele lediglich zu
beriicksichtigen sind und im Widerstreit mit anderen gewichtigen Belangen durchaus iiberwunden werden
konnen.

3. Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b (§ 3 Absatz 1 Nummer 4a — neu — ROG)

In Artikel 1 Nummer 2 ist Buchstabe b wie folgt zu fassen:
,b) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a eingefligt:
»4a. vorgesehene Ziele der Raumordnung im Sinne des § 12 Absatz 2:

Ziele der Raumordnung, die in einem Planentwurf enthalten sind;* ¢

Begriindung:

Laut der Gesetzesbegriindung soll die neue Legaldefinition in § 3 Absatz 1 Nummer 4a ROG allein Klarheit
fiir Zulassungsbehdrden schaffen. In Planfeststellungsverfahren oder in Verfahren iiber die Erteilung einer
Baugenehmigung oder einer Genehmigung nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz sind nicht nur geltende
Rechtsvorschriften zu beachten, sondern auch die kiinftigen Inhalte von in Aufstellung befindlichen Raum-
ordnungsplénen. Durch die Ergéinzung des ROG soll deutlicher als bislang erkennbar werden, ab wann be-
reits die in einem noch in Aufstellung befindlichen Raumordnungsplan enthaltenen Ziele der Raumordnung
eine solche ,,Planreife” haben, dass sie als 6ffentlicher Belang der Zulassung eines Vorhabens entgegenste-
hen. Die Legaldefinition beabsichtigt keine Anderung der geltenden Rechtslage, sondern nur deren besserer
Abbildung.

Die vorstehend beschriebene Klarstellung zur Vereinfachung der Rechtsanwendung ist zu begriilen, darf
aber nicht dazu fiihren, dass an anderer Stelle Verwechslungsgefahren geschaffen werden. Die Legaldefini-
tion verwendet sehr dhnliche Begrifflichkeiten wie die Vorschrift des § 12 Absatz 2 ROG iiber die befristete
Untersagung. Auch wenn der Terminus ,,in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung* dort nicht wort-
lich auftaucht, wird die Formulierung im Allgemeinen so verstanden, dass auch die befristete Untersagung
ein ,,in Aufstellung befindliches Ziel der Raumordnung* erfordert. Es ist daher zu befiirchten, dass — mangels
Differenzierung im Wortlaut und mangels diesbeziiglicher Ausfithrungen in der Gesetzesbegriindung — (un-
gewollte) Fehlannahmen iiber die Moglichkeiten einer befristeten Untersagung raumbedeutsamer Planungen
und Maflnahmen und deren Zulassung nach § 12 Absatz 2 ROG entstehen.

Im Gegensatz zu einer sofortigen Ablehnung eines Vorhabens bewirkt die befristete Untersagung lediglich,
dass iiber die Zulassung eines Vorhabens erst nach Fertigstellung des Raumordnungsplans entschieden wird,
das Zulassungsverfahren also nur voriibergehend ,,ruht“. Untersagungen sind daher bereits zu einem fritheren
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Zeitpunkt zuldssig als die Ablehnung einer Genehmigung. Daher wird ergdnzend zu der in Nummer 4a vor-
gesehenen Legaldefinition eine weitere Formulierung in einer zusétzlichen Nummer 4b benétigt, die auf den
Sprachgebrauch des § 12 Absatz 2 ROG abstellt. Die befristete Untersagung ist ein wichtiges Sicherungs-
instrument, um beispielsweise in Aufstellung befindliche Raumordnungsplanungen fiir Windenergiegebiete,
fiir Stromleitungstrassen oder weitere flir die Energiewende notwendige Infrastrukturprojekte ausreichend
frithzeitig vor entgegenstehenden Projekten zu sichern. Wiirde auch bei befristeten Untersagungen félschlich
angenommen, dass der Plan schon ,.fast fertig* sein muss, konnten Planungen obsolet und der angestrebte
zligige Ausbau erneuerbarer Energien behindert werden.

4. Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 13 Absatz 1a ROG)

Artikel 1 Nummer 8 ist zu streichen.

Begriindung:

Die in § 13 Absatz 1a ROG vorgesehene Anpassungspflicht von Raumordnungsplénen der Lénder und Re-
gionen an Zielfestlegungen in Raumordnungsplénen des Bundes wird aus verfassungsrechtlichen Griinden
in mehrerer Hinsicht abgelehnt. Die Regelung verletzt allein durch die Normierung einer Anpassungspflicht
der Lander das foderale Prinzip und durch ihre Rechtsfolge einer sofortigen Priifungs- und kurzfristigen
Anpassungsverpflichtung das VerhiltnisméBigkeitsprinzip.

Im Rahmen der Foderalismusreform wurde besonderer Wert auf den Erhalt der foderalen Struktur in der
Raumordnung gelegt, die sich in der Praxis bewéhrt hat. Mit zunehmenden (abweichungsfesten) Bundesre-
gelungen im Raumordnungsrecht wird die foderale Kompetenzverteilung beriihrt. Regelungen des Bundes
sind deshalb auf das zwingend Notwendige zu beschrinken. Die Aufstellung ldnderiibergreifender Raum-
ordnungspléne fiir den Hochwasserschutz sowie zu Standortkonzepten fiir Hafen und Flughéifen steht eben-
falls unter der Voraussetzung, dass dies erforderlich ist (§ 17 Absatz 2 Satz 2 ROG). Es bestehen erhebliche
Zweifel, ob dieser Malistab bei der ausdriicklichen Normierung der Anpassungspflicht von Raumordnungs-
planen der Lénder und Regionen an Zielfestlegungen des Bundes beachtet wurde. Bereits jetzt sind die Léan-
der iiber § 4 ROG an die Zielfestlegungen des Bundes gebunden. Damit ist eine ausreichende Sicherung fiir
den Bund bereits gegeben. Einer gesonderten dariiberhinausgehenden Regelung bedarf es nicht.

Dariiber hinaus ist die mit der vorgesehenen Regelung verfolgte sofortige Priifungs- und kurzfristige Anpas-
sungsverpflichtung der Lander nicht mit dem VerhédltnisméBigkeitsgrundsatz vereinbar und deshalb abzu-
lehnen. Diese geht weit iiber die in § 1 Absatz 4 BauGB verankerte kommunale Anpassungspflicht von Bau-
leitplidnen an die Ziele der Raumordnung, die anerkanntermafen unter einem zeitlichen und materiellen Er-
forderlichkeitsvorbehalt steht, hinaus.

5.  Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 15 Absatz 1 Satz 5 ROG)

Der Bundesrat teilt das Anliegen, die Raumvertrdglichkeitspriifung innerhalb einer Frist von sechs Monaten
abzuschlielen. Gleichwohl bittet der Bundesrat im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob die not-
wendige Verfahrensklarheit und somit Rechtssicherheit auf Basis des § 15 Absatz 1 Satz 5 ROG sicherge-
stellt ist, insbesondere vor dem Hintergrund, dass zum Zeitpunkt des Verfahrensabschlusses keine gutachter-
liche Stellungnahme vorliegt die die vorzugswiirdige Trassen- beziehungsweise Standortvariante ausweist.

Begriindung:

Im Interesse der Planungsbeschleunigung ist es zu begriiflen, dass die Einhaltung der sechsmonatigen Frist
zur Durchfiihrung des Verfahrens forciert werden soll. Wenn der automatische Abschluss der Raumvertrig-
lichkeitspriifung nach sechs Monaten jedoch bedeutet, dass damit auch automatisch auf das gutachterliche
Ergebnis der sechsmonatigen Raumvertréglichkeitspriifung verzichtet wird, so wiirde dies die angestrebte
Verfahrensbeschleunigung konterkarieren. Der Zweck des Raumvertriaglichkeitsverfahrens erfordert zumin-
dest, dass Vorhabentriger auf der Fertigstellung des Gutachtens bestehen konnen. Nur so ist sichergestellt,
dass Vorhabentriager die Zulassung ihrer Vorhaben in der Variante beantragen kdnnen, die den Kriterien der
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Raumvertraglichkeit am besten entspricht. Ein anderes Vorgehen liele Verzogerungen und Misserfolge im
Rahmen des Zulassungsverfahrens befiirchten. Die enge Verzahnung der Raumvertriglichkeitspriifung mit
dem Zulassungsverfahren durch die Regelung in § 15 Absatz 1 Satz 5 ROG wiirde zudem einen fritheren
Beginn des Zulassungsverfahrens vor Abschluss der Raumvertraglichkeitspriifung verhindern. Deshalb wird
gebeten, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob mit § 15 Absatz 1 Satz 5 ROG die notwendige
Verfahrensklarheit und Rechtssicherheit und damit Beschleunigung erreicht werden kann.

6. Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 15 Absatz 1 Satz 5a — neu — ROG)

In Artikel 1 Nummer 9 ist dem § 15 Absatz 1 folgender Satz anzufiigen:

»Wenn der Vorhabentriager dies beantragt, kann eine nicht innerhalb der Frist nach Satz 3 mit einer gut-
achterlichen Stellungnahme abgeschlossene Raumvertrédglichkeitspriifung auch abweichend von den Sitzen
3 und 5 weitergefiihrt werden.*

Begriindung:

Es wird im Interesse der Planungsbeschleunigung begriit, dass die sechsmonatige Frist zur Durchfiihrung
des Verfahrens nunmehr in strikterer Form verankert und nach Fristablauf grundsétzlich auch ohne Ab-
schluss der Raumvertraglichkeitspriifung unmittelbar ein Zulassungsverfahren eingeleitet werden darf. Al-
lerdings kann ein automatischer Abbruch des Verfahrens kraft Gesetzes nach sechs Monaten in einzelnen
Fillen auch Nachteile fiir die Vorhabentrager mit sich bringen, zu Verzogerungen im Rahmen des Zulas-
sungsverfahrens fiihren und das Risiko im Falle einer gerichtlichen Uberpriifung erhéhen.

Wenn beispielsweise bei Stromleitungen oder groflen Verkehrswegeprojekten eine sehr grole Zahl von Tras-
senalternativen oder Alternativstandorte fiir zugehorige Einrichtungen (zum Beispiel beim Leitungsbau von
Umspannwerken oder Konvertern) auf ihre Raumvertréglichkeit zu priifen sind, ist der Priifaufwand beson-
ders hoch. Dies gilt insbesondere, wenn etwa erst im Beteiligungsverfahren noch eine ernsthaft in Betracht
kommende Trassenalternative oder die Notwendigkeit zusétzlicher Konverterstandorte erkennbar wird. Sol-
che nicht von der Raumordnungsbehdrde beeinflussbaren, zugleich aber dem Vorhabentrager dienlichen
Faktoren konnen im Einzelfall dazu fiihren, dass die raumordnerische Bewertung ausnahmsweise nicht in-
nerhalb von sechs Monaten abgeschlossen werden kann und damit der Vorhabentrdger nach Ablauf der in
§ 15 Absatz 1 ROG vorgesehenen Frist noch iiber keine gesicherte Kenntnis verfiigt, welche Alternative sich
am raumvertraglichsten darstellt und daher im Zulassungsverfahren voraussichtlich auch die besten Reali-
sierungschancen hat. Einem Vorhabentréger, der ein Raumordnungsverfahren beantragt hat, ist aber gerade
an dieser raumordnerischen Feststellung einer Vorzugstrasse gelegen. Im Planfeststellungsverfahren kann
der vorbeschriebene Variantenvergleich nicht mehr fortgefiihrt oder nachgeholt werden. Da ein Planfeststel-
lungsverfahren nur iiber die Ausfithrung eines Vorhabens auf ganz konkreten Fldchen entscheidet, sind et-
waige grofraumliche Umplanungen innerhalb eines solchen Verfahrens nicht mehr moglich bezichungs-
weise wiirden regelmiBig neue Verfahrensunterlagen und neue Beteiligungsverfahren erfordern, womit Ver-
zdgerungen einhergingen. Das Einbringen einer raumordnerischen/landesplanerischen Stellungnahme, die
gegebenenfalls erst wihrend des Planfeststellungsverfahrens aufzeigt, dass die beantragte Variante nicht
raumvertrdglich ist, kime zu spét. LieBe eine Planfeststellungsbehorde solche Aspekte auller Acht, wire zu
befiirchten, dass der Planfeststellungsbeschluss einer gerichtlichen Uberpriifung nicht standhilt. Fiir eine
beschleunige Umsetzung wichtiger Infrastrukturprojekte wére dies kontraproduktiv.

Es sollte daher fiir solche Fallkonstellationen dem Vorhabentriger zumindest die Option offengehalten und
ihm tiberlassen werden, ob er im Interesse einer Risikominimierung eine Weiterfilhrung der Raumvertrag-
lichkeitspriifung auch {iber die sechsmonatige Frist hinaus beantragt, um eine gesichertere Basis fiir die An-
tragsunterlagen des Zulassungsverfahrens zu erhalten. Hilt er dies nicht flir notwendig, kann er die im Ge-
setzentwurf bereits vorgesehene Option nutzen, die Einleitung des Zulassungsverfahrens zu beantragen.
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7.  Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 15 Absatz 2 Satz 5 ROG)
In Artikel 1 Nummer 9 ist § 15 Absatz 2 Satz 5 wie folgt zu fassen:

»Fordert die Raumordnungsbehdrde den Vorhabentrager nicht innerhalb der Frist nach Satz 3 zur Vervoll-
stindigung der Verfahrensunterlagen auf oder bestitigt die Vollstdndigkeit der Unterlagen, beginnt die Frist
des Absatzes 1 Satz 3 einen Monat nach Eingang der Verfahrensunterlagen nach Satz 1.

Begriindung:

Raumvertraglichkeitspriifungen sind innerhalb von sechs Monaten abzuschlieBen. Der vorgesehene § 15 Ab-
satz 2 Satz 3 ROG rdumt der zustindigen Raumordnungsbehorde zuvor eine einmonatige Frist ein, um die
vom Vorhabentriger eingereichten Unterlagen auf Vollstdndigkeit zu priifen und etwa fehlende Unterlagen
nachzufordern. Da die Unterlagen zu raumbedeutsamen Vorhaben in der Regel sehr umfangreich und kom-
plex sind (insbesondere bei sehr weitrdumigen linearen Vorhaben wie Leitungen und Verkehrsprojekten mit
Optionen fiir unterschiedliche Trassenvarianten), ist dies ein realistischer Zeitrahmen.

Erfolgt eine fristgerechte Nachforderung von Unterlagen innerhalb eines Monats, lduft die sechsmonatige
Frist fiir die Raumvertraglichkeitspriifung ab der vollstdndigen Vorlage der nachgeforderten Unterlagen. In
diesem Fall wird der vorbereitende Priifaufwand der Raumordnungsbehorde fiir die Vollstdndigkeitspriifung
nicht auf die sechsmonatige Dauer der Raumvertriaglichkeitspriifung angerechnet. Sind die Unterlagen von
Anfang an vollstindig, sieht § 15 Absatz 2 Satz 5 ROG jedoch als Rechtsfolge vor, dass der sechsmonatige
Zeitraum fiir die Raumvertrdglichkeitspriifung riickwirkend am Tag des Eingangs der Verfahrensunterlagen
beginnt, obwohl auch im diesem Fall die Raumordnungsbehodrde erst die Unterlagen auf Vollstdndigkeit
priifen muss, bevor sie ein Beteiligungsverfahren einleiten und die Raumvertraglichkeitspriifung beginnen
kann. Faktisch verkiirzt sich damit der verfiigbare Zeitrahmen fiir das formelle Verfahren zur Raumvertrag-
lichkeit auf nur fiinf Monate. Diese Verkiirzung ist angesichts der gesetzlichen Beteiligungs- und der mate-
riellen Priiferfordernisse weder sachgerecht, noch ist diese Ungleichbehandlung zu rechtfertigen.

Die in der Gesetzesbegriindung durchklingende Annahme, dass bisher ,,verspétete Priifungen der Vollstin-
digkeit von Unterlagen und zogerliches Nachfordern von unvollstindigen Unterlagen* ein ausschlaggeben-
der Faktor fiir langsame Planungsverfahren gewesen sei, ist in dieser Allgemeinheit nicht haltbar und be-
riicksichtigt nicht den immer erforderlichen Aufwand zur Priifung der Vollstindigkeit der — haufig extrem
umfangreichen — Antragsunterlagen. Mit der vorgeschlagenen geénderten Formulierung wird dem Priifauf-
wand in allen Fallkonstellationen angemessen Rechnung getragen und es bleiben im Sinne der Planungsbe-
schleunigung sowohl die Begrenzung auf eine maximal einmonatige Frist fiir die Vollstindigkeitspriifung
als auch der sechsmonatige Zeitrahmen fiir die Dauer des formellen Verfahrens und die Erarbeitung der
gutachterlichen Stellungnahme zur Raumvertraglichkeit des Vorhabens gewahrt.

8. Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 15 Absatz 3 Satz 4 — neu — ROG)
In Artikel 1 Nummer 9 ist in § 15 Absatz 3 nach Satz 3 folgender Satz einzufiigen:

,Bestehen Anhaltspunkte dafiir, dass eine Bekanntgabe der Angaben nach Absatz 2 Satz 1 fiir die Interessen
des Bundes oder eines Landes nachteilig sein kann oder dass diese Angaben nach einem Gesetz oder ihrem
Wesen nach geheim gehalten werden miissen, kann die Raumordnungsbehodrde die Vorlage einer aus sich
heraus verstandlichen und zusammenhéngenden Darstellung verlangen, die den Inhalt der Unterlagen ohne
Preisgabe des Geheimnisses beschreibt.*

Folgeénderung:

In Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa sind in § 16 Absatz 1 Satz 1 die Worter ,,§ 15
Absatz 3 Satz 1 und 9° durch die Worter ,,§ 15 Absatz 3 Satz 1 und 10 zu ersetzen.

Begriindung:

Die Regelung trigt dem Umstand Rechnung, dass im Einzelfall mit einer Verdffentlichung von Unterlagen
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10.

im Internet ein hoheres Risiko der Beeintrachtigung von Sicherheitsinteressen, zum Beispiel kritischer Inf-
rastrukturen, einhergehen kann. Denn die betreffenden Informationen werden bei einer Verdffentlichung im
Internet einem potentiell unbegrenzten Personenkreis zugénglich gemacht. Hier steht die Befiirchtung im
Raum, dass die auszulegenden Unterlagen dadurch auch fiir sachfremde Zwecke automatisiert auffind- und
auswertbar sind. Dazu konnen auch solche gehoren, die gegen nationale Sicherheitsinteressen verstofen.

Gleichzeitig wird dem Informationsinteresse der Offentlichkeit im gebotenen Umfang Rechnung getragen.

Die Regelung orientiert sich an § 23 UVPG und beriicksichtigt die Regelungen zur Einstufung von Ver-
schlusssachen in § 4 Absatz 2 SUG.

Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 15 ROG)

Der Bundesrat bittet im weiteren Verfahren zu priifen, ob in den Gesetzentwurf eine Regelung aufgenommen
werden soll, nach der fiir geeignete raumbedeutsame Vorhaben im Bereich Schiene und in einem angemes-
senen Ubergangszeitraum nach Inkrafttreten des Gesetzes auf Antrag des Vorhabentriigers die nach Landes-
recht zustdndige Raumordnungsbehorde im Ausnahmefall anstelle einer Raumvertrdglichkeitspriifung ein
Raumordnungsverfahren nach den bis zum Inkrafttreten des Gesetzes geltenden Regelungen durchfiihren
kann.

Begriindung:

Die Rechtsidnderung konnte bei sich in Einzelféllen bei aktuell in der Planung befindlichen raumbedeutsamen
Vorhaben im Schienenbereich, bei denen die Einleitung des Raumordnungsverfahrens (ROV) in geringem
Abstand nach einem moglichen Inkrafttreten des Gesetzes eingeleitet werden soll, ohne Ubergangsregelun-
gen zu Nachteilen fithren, zum Beispiel nach Abschluss der Raumvertréiglichkeitspriifung etwa wegen feh-
lender Planungsreife ein Planfeststellungsverfahren gar nicht kurzfristig beantragt werden konnte. Bereits
fiir ein Raumordnungsverfahren und die dort bislang vorgesehene Umweltvertraglichkeitspriifung erstellte
Unterlagen wiirden in der Raumvertriglichkeitspriifung zum Teil funktionslos werden und miissten wegen
der in Artikel 2 Nummer 4 des Gesetzentwurfs vorgesehenen Neufassung des § 49 UVPG und des Zeitab-
laufs bis zur Einleitung der Planfeststellungsverfahren zu einem spéteren umfassend aktualisiert beziechungs-
weise neu erstellt werden. Dies konnte den Fortgang wichtiger Schienenprojekte verzogern.

Es konnte daher in Ausnahmefillen raumbedeutsame Vorhaben geben, in denen es auch in Hinblick auf die
Realisierungsdauer vorteilhafter sein kann, die bereits laufenden Prozesse im bisherigen Rechtsrahmen und
im Wege eines Raumordnungsverfahrens abzuschlieBen. Diese Entscheidung soll den Vorhabentragern und
Raumordnungsbehdrden innerhalb eines angemessenen Ubergangszeitraums, der iiber die Inkrafttretensre-
gelung in Artikel 14 des Gesetzentwurfs hinausgeht, ermdglicht werden. Als Ausnahmefille in Betracht
kommen insbesondere grofle raumbedeutsame Vorhaben im Bereich Schiene, bei denen bereits im Vorfeld
der Einleitung eines Raumordnungsverfahren zum Beispiel in Dialogforen oder Ahnlichem vom Vorhaben-
triger umfangreiche und zum Teil bereits mehrere Jahre andauernde frithzeitige Offentlichkeitsbeteiligungen
durchgefiihrt werden. Fiir diese Verfahren soll die Moglichkeit erdffnet werden, sie ohne zeitlichen Druck
und im vorbereiteten Verfahren abschlieBen zu konnen.

Zum Gesetzentwurf allgemein

a) Der Bundesrat begriift grundsétzlich den vorgelegten Gesetzentwurf. Er stellt fest, dass der Ausbau der
Erneuerbaren Energien angesichts des durch den Menschen verursachten Klimawandels schnell voran-
kommen muss und daher eine sehr hohe Prioritit genief3t. Daher ist es richtig und wichtig, Planungs-
und Genehmigungsverfahren so zu gestalten, dass Anlagen zur Erzeugung Erneuerbarer Energien
schnell gebaut werden kénnen.

b) Der Bundesrat stellt gleichzeitig fest, dass auch der Natur- und Artenschutz mit Blick auf die Biodiver-
sitdtskrise gewdhrleistet werden muss. Die Bedrohungen, die mit der Biodiversitétskrise verbunden
sind, erfordern es, diese genauso entschieden zu bekdmpfen wie die Klimakrise.
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¢) Ob derim Gesetzentwurf enthaltene Artikel 13 diesen Anforderungen gerecht wird, ist nach Auffassung
des Bundesrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren vertieft zu priifen. Dabei ist auch zu priifen, ob
die beabsichtigte Regelung mit dem Unionsrecht iibereinstimmt.

d) Die Anderungen der Artikel 2 und 13 kénnten nach Auffassung des Bundesrates seine Zustimmung
erforderlich machen, soweit das Gesetz iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) betroffen ist,
welches als zustimmungsbediirftiges Gesetz ohne Abweichungsbefugnis fiir die Lander erlassen wurde.
Er bittet daher die Bundesregierung, diese Frage noch einmal vertieft zu priifen.

e) Der Bundesrat begriiit den Ansatz, nachgelagerten Zulassungsverfahren in dafiir vorgesehenen Gebie-
ten einen gesonderten Regelungsrahmen zu geben und durch Verfahrenserleichterungen zu entlasten.
Die gesetzliche Umsetzung dieses Ansatzes sollte jedoch erst erfolgen, wenn die Vorgaben auf EU-
Ebene umgesetzt und insbesondere die geplanten Vorgaben der in der Novellierung befindlichen EU-
Richtlinie zur Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen in Kraft getreten sind.

f) Es wird gebeten, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu priifen, ob die planerischen Vorgaben im
Windenergieflachenbedarfsgesetz zur Beriicksichtigung von Umwelt- und Naturschutzbelangen auf
Planebene im Rahmen des geltenden Rechts nicht konkreter gefasst werden kénnen. Dazu kdnnen bei-
spielsweise Verordnungen auf der Basis der durch das Windenergieflichenbedarfsgesetz eingefiihrten
neuen Erméchtigungsgrundlagen im Raumordnungsgesetz und im Baugesetzbuch erarbeitet werden.
Auch konnen so die geplanten Vorgaben der noch in Beratung befindlichen EU-Richtlinie zur Forde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen beriicksichtigt werden.

g) Begleitend zum Rechtsetzungsprozess auf EU-Ebene bittet der Bundesrat die Bundesregierung, den
Bedarf zur Anpassung des geltenden Rechtsrahmens zu identifizieren. Dazu sollten insbesondere die
Moglichkeiten zur Beriicksichtigung der Umweltauswirkungen bestimmter Typen von Windenergiean-
lagen gepriift werden. Zudem konnten Typen von Fldchen mit offenkundig zu erwartenden geringen
Umweltauswirkungen exemplarisch aufgefiihrt werden.

Begriindung:
Zu Buchstaben e bis g:

Im Rahmen des geltenden Rechts sollten die bereits im Raumordnungsgesetz sowie im Baugesetzbuch ein-
gefiihrten Verordnungserméchtigungen genutzt werden, um wirksame Regelungen zur Beriicksichtigung
von Umwelt- und Naturschutzbelangen auf Planebene zu schaffen. Zweck dieser Regelungen wére eine Ab-
schichtung der Priiferfordernisse von der Plan- bis hin zur Zulassungsebene.

Es ist davon auszugehen, dass die Verabschiedung der novellierten EU-Richtlinie zur Férderung der Nutzung
von Energie aus erneuerbaren Quellen weiteren Umsetzungsbedarf auf nationaler Ebene nach sich ziehen
wird. Die momentan in Artikel 13 des Gesetzespakets zur Anderung des Windenergieflichenbedarfsgesetzes
enthaltenen Regelungen sind daher nur als Vorbereitung der Umsetzung anzusehen. Die Feststellung und
Erarbeitung des weiteren benotigten Rechtsrahmens muss begleitend zum laufenden Gesetzgebungsprozess
auf EU-Ebene erfolgen, ohne der EU-Rechtsetzung gesetzgeberisch vorzugreifen. Dies schliefit nicht aus,
dass Typisierungen von Windenergieanlagen mit geringen Umweltauswirkungen und Regelbeispiele von
Flachen mit offenkundig zu erwartenden geringen Umweltauswirkungen als mdgliche Instrumente gepriift
werden.
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Anlage 4

Gegeniuflerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung duf3ert sich zu der Stellungnahme des Bundesrates wie folgt:

Zu Ziffer 1 Zu Artikel 1 Nummer 1a —neu — (§ 2 Absatz 2 Nummer 3 Satz 3 und Satz 7 ROG)

Die Bundesregierung lehnt die Vorschldge ab.

Die gesetzlichen Grundsétze der Raumordnung um die Auswirkungen des Online-Handels zu ergénzen, wider-
spriche der Systematik des § 2: Die Grundsétze des § 2 Absatz 2 beinhalten nur {ibergeordnete Handlungsfelder;
etwaige Konkretisierungen sind gemal} § 2 Absatz 1 in den Raumordnungspldnen vorzunehmen. Da der zur Er-
ginzung vorgeschlagene Aspekt bereits von § 2 Absatz 2 Nummer 3 Satz 3 und Nummer 4 Satz 1 mitumfasst ist,
wire er gegebenenfalls in den Raumordnungsplénen der Lander zu konkretisieren. Eine Ergdnzung des Gesetzes
um alle Details, die Jahr fiir Jahr von sektoralen Interessenten gefordert werden, wiirde § 2 Absatz 2 letztlich nicht
mehr handhabbar machen. Im Ubrigen kann die Raumordnung hinsichtlich des Onlinehandels kaum Regelungen
treffen, da raumordnerische Festlegungen stets raumbezogen sind (zum Beispiel Gebietsausweisungen/-reservie-
rungen). Gerade dies ist beim Onlinehandel nicht der Fall.

Zu Ziffer 2 Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b (§ 3 Absatz 1 Nummer 4a ROG)

Die Bundesregierung lehnt den Streichungsvorschlag ab, priift aber die Anregung des Bundesrates (siche dortige
Begriindung am Ende), § 3 Absatz 1 Nummer 4a inhaltlich anders zu fassen. Im Einzelnen:

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Streichung der geplanten Nummer 4a wére unverhdltnisméfig, da in der Folge
die aus Sicht der Bundesregierung aus Griinden der Rechtssicherheit notwendige Begriffsdefinition vollstindig
entfallen wiirde.

Dieses Problem fiihrt der Bundesrat am Ende seiner Begriindung selbst aus. Er regt daher an, statt ihrer Streichung
die Nummer 4a so zu modifizieren, dass ein fritherer Zeitpunkt als der bisher geplante (Abschluss des vollstindi-
gen Beteiligungsverfahrens) gewihlt und von dem geplanten zusétzlichen férmlichen Verfahrensschritt (Verdf-
fentlichung eines zweiten Planentwurfs) Abstand genommen wird.

Diese Anregung des Bundesrates hélt die Bundesregierung fiir zielfithrend.

Zu Ziffer 3 Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe b (§ 3 Absatz 1 Nummer 4a — neu — ROG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag fiir eine neue Definition von ,,vorgesehene Ziele der Raumordnung im
Sinne des § 12 Absatz 2° ab.

§ 12 Absatz 2 formuliert ,,vorgesehene Ziele nicht als eigenstidndigen Begriff, sondern nutzt die Formulierung
im Kontext ,,in in Aufstellung befindlichen Raumordnungsplédnen vorgesehene Ziele* (Anfithrungszeichen durch
die Bundesregierung). Das Wort ,,vorgesehene* hat also die Bedeutung von ,,enthaltene. Es geht in § 12 Absatz 2
also um Ziele, die in in Aufstellung befindlichen Raumordnungsplénen enthalten sind. Mithin geht es um in Auf-
stellung befindliche Ziele.

Richtigerweise fiihrt der Bundesrat daher in der Begriindung aus, dass trotz des nicht ganz deckungsgleichen
Wortlauts von § 3 Absatz 1 Nummer 4 (,,in Aufstellung befindliche Ziele™) und von § 12 Absatz 2 zur befristeten
Untersagung (,,vorgesehene Ziele*) letztgenannte ,,Formulierung im Allgemeinen so verstanden (wird), dass auch
die befristete Untersagung ein ’in Aufstellung befindliches Ziel der Raumordnung® erfordert.” Dies wird sowohl
durch den Gesetzeswortlaut als auch bei Anwendung anerkannter juristischer Auslegungsmethoden deutlich.
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In der Konsequenz wire die in Ziffer 3 vorgeschlagene Begriffsbestimmung auch inhaltlich falsch, da sie nicht
der Bedeutung von ,,in Aufstellung befindliche Ziele® gemill § 3 Absatz 1 Nummer 4 entsprechen und unter-
schiedliche Rechtsfolgen nach sich ziehen wiirde.

Eine separate Bestimmung fiir ,,vorgesehene Ziele* gemif Ziffer 3 eriibrigt sich auch aus folgendem Grund: Die
Bundesregierung hélt, wie oben zu Ziffer 2 ausgefiihrt, die Anregung des Bundesrates fiir zielfithrend, den Zeit-
punkt bei ,,in Aufstellung befindlichen Zielen* gegeniiber dem im Gesetzentwurf der Bundesregierung bestimm-
ten Zeitpunkt vorzuverlagern. Mit dieser Vorverlagerung wiirde daher zugleich dem Anliegen des Bundesrates in
Ziffer 3 entsprochen.

Zu Ziffer 4 Zu Artikel 1 Nummer 8 (§ 13 Absatz 1a ROG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. Dem Vorschlag liegt offensichtlich ein doppeltes Missverstiandnis
zugrunde:

Der neue Absatz 1a ist verfassungsrechtlich unbedenklich: Erstens ist er insofern identisch mit der in § 1 Absatz 4
BauGB normierten Anpassungspflicht von Bauleitpldnen an die Raumordnungspline des Bundes und der Lander.
Genauso wenig, wie § 1 Absatz 4 BauGB gegen die verfassungsrechtlich normierte Planungshoheit der Gemein-
den verstoft, lasst sich ein Verstol des geplanten § 13 Absatz 1a ROG gegen die Planungshoheit der Lénder
erkennen. Denn in beiden Fillen bleibt der Kernbereich der jeweiligen Planungshoheit unberiihrt. Zweitens un-
terliegt — genau wie § 1 Absatz 4 BauGB — auch der geplante § 13 Absatz 1a dem Erforderlichkeitsgebot: Gemal3
§ 17 Absatz 2 diirfen Raumordnungsplane des Bundes bzw. ihre Zielfestlegungen nur dann erlassen werden, wenn
sie aus nationalen oder internationalen Gesichtspunkten erforderlich sind.

Wenn schon Bauleitpline an die Zielfestlegungen in Bundesraumordnungsplénen anzupassen sind, muss dies erst
recht fiir Raumordnungspline der Linder gelten. Im Ubrigen ist der neue Absatz 1a erforderlich, um eine wirk-
same Umsetzung von Raumordnungspldnen des Bundes zu ermoglichen: Die schnelle Anpassung ist geboten, da
die Regelungen in Raumordnungspldnen des Bundes ein besonderes Gewicht haben, weil sie geméf den gesetz-
lichen Vorgaben des § 17 Absatz 2 Satz 2 stets unter nationalen oder internationalen Gesichtspunkten erforderlich
sind.

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass der geplante § 13 Absatz 1a nur auf Bundesraumordnungsplidne nach
§ 17 Absatz 2 Anwendung findet: Denn Bundesraumordnungspldne nach § 17 Absatz 1 beriihren nicht das Ho-
heitsgebiet der Lander, und Bundesraumordnungspléne nach § 17 Absatz 3 enthalten keine Ziele der Raumord-
nung.

Zu Ziffer 5 Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 15 Absatz 1 Satz 5 ROG)

Die Bundesregierung priift den Vorschlag des Bundesrates. Sie versteht die Prifbitte des Bundesrates so, dass,
soweit die Bedenken des Bundesrates geteilt werden, eine Anderung gemif3 dem Vorschlag nach Ziffer 6 erfolgen
soll.

Zu Ziffer 6 Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 15 Absatz 1 Satz 5a — neu — ROG)

Die Bundesregierung priift den Vorschlag des Bundesrates (vgl. GegenduBerung zu Ziffer 5).

Zu Ziffer 7 Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 15 Absatz 2 Satz 5 ROG)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab; sie geht im Ubrigen aufgrund der Ausfiihrungen in der Begriindung
des Anderungsvorschlags von einem Missverstindnis des Bundesrates hinsichtlich des Zwecks der geplanten An-
derung von § 15 aus: Die Anderung soll der unstrittig notwendigen Verfahrensbeschleunigung dienen. Der Bun-
desratsvorschlag fiir eine einmonatige Verldngerung wire insoweit kontraproduktiv.
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Im Ubrigen entspricht die Sechs-Monats-Frist der bisherigen Rechtslage: Auch danach ist das Raumordnungsver-
fahren nach Vorliegen der vollstdndigen Unterlagen innerhalb von sechs Monaten abzuschlieBen (bisheriger § 15
Absatz 4 Satz 1).

Zu Ziffer 8 Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 15 Absatz 3 Satz 4 — neu — ROG)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag einschlieSlich der Folgednderung zu.

Zu Ziffer 9 Zu Artikel 1 Nummer 9 (§ 15 ROG)

Die Bundesregierung nimmt zur Priifbitte wie folgt Stellung:
Die Bundesregierung geht von einem Missverstindnis des Bundesrates aus.
Zum ersten Absatz der Begriindung des Bundesrats:

Wird ein Zulassungsverfahren nicht zeitnah nach Abschluss eines Raumordnungsverfahrens — oder neu: einer
Raumvertraglichkeitspriifung — durchgefiihrt, konnen die frither durchgefiihrten Umweltpriifungen inhaltlich par-
tiell veraltet sein, so dass sie insoweit im Planfeststellungsverfahren neu durchgefiihrt werden miissen. Dies gilt
unstrittig schon nach dem aktuell geltenden Recht. Die Gesetzesnovelle fiihrt also insoweit zu keiner Anderung
der bisherigen Sach- und Rechtslage.

Zum zweiten Absatz der Begriindung:

Der Bundesrat weist richtigerweise darauf hin, dass das neue Gesetz erst sechs Monate nach seiner Verkiindung
in Kraft treten soll, also voraussichtlich erst zum 1. Oktober 2023. Der Bundesrat verkennt jedoch, dass gemaf3
dem geplanten § 27 Absatz 1 Satz 1 die zurzeit des Inkrafttretens des Gesetzes schon eingeleiteten Raumord-
nungsverfahren nach den Regelungen des bisherigen Gesetzes zu Ende gefiihrt werden. Die vom Bundesrat ge-
wiinschte Ubergangsregelung ist also bereits Bestandteil der Gesetzesnovelle.

Zu Ziffer 10 Zum Gesetzentwurf alleemein

Zu Ziffer 10 a) und b)

Die Bundesregierung nimmt die Stellungnahme des Bundesrates zur Kenntnis. Konkrete Auswirkungen auf die-
sen Gesetzesentwurf ergeben sich aus dieser nicht.

Zu Ziffer 10 ¢)

Die Inhalte der europdischen Regelung, die durch Artikel 13 vorzeitig umgesetzt werden soll, werden derzeit noch
auf europdischer Ebene verhandelt. Die Bundesregierung strebt eine rechtssichere, korrekte und zugleich be-
schleunigte Umsetzung an. Insofern sind fiir die Umsetzung im nationalen Recht die Inhalte der européischen
Richtlinie maBgeblich. Sollten die derzeitigen Inhalte des Regelungsentwurfes zu § 6 WindBG nach den Ergeb-
nissen der Verhandlungen auf europiischer Ebene nicht mit den Vorgaben der Richtlinie vereinbar sein, ist § 6
WindBG anzupassen. Eine solche Anpassung kann gegebenenfalls noch im parlamentarischen Verfahren des
ROGANdG vorgenommen werden.

Zu Ziffer 10 d)

Nach Auffassung der Bundesregierung besteht bei der in Artikel 2, § 49 Satz 1 UVPG-E vorgesehenen Regelung
keine Zustimmungsbediirftigkeit, da insoweit kein neues abweichungsfestes Verfahrensrecht geschaffen wird.
Auch bei der in § 49 Satz 2 UVPG-E vorgesehenen Anderung besteht keine Zustimmungsbediirftigkeit, da es sich
nur um einen deklaratorischen Verweis auf bereits geltende, abweichungsfeste Verfahrensregelungen handelt und
die Norm damit keinen neuen "Einbruch in die Verwaltungshoheit der Lander" bedeutet: Die gemal Satz 2 "ver-
tiefte” Priifung der Umweltauswirkungen im Zulassungsverfahren bezieht sich auf die (nur) {iberschldgige Prii-
fung der Umweltauswirkungen in der Raumvertréglichkeitspriifung: Diese ist im Zulassungsverfahren zu vertie-
fen gemél den Anforderungen der bereits jetzt in Teil 2 des UVPG geregelten Verfahrensvorschriften. Das Wort
,.vertiefte* bedeutet also keine Anderung der in Teil 2 des UVPG geregelten Priiftiefe.
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Auch mit der in Artikel 13 vorgesehenen Anderung des Windenergieflichenbedarfsgesetzes erfolgt kein neuer
Einbruch in die Organisationshoheit der Lénder; es wird lediglich eine teilweise Nichtanwendbarkeit des UVPG
bestimmt.

Zu Ziffer 10 e)

Um eine schnellstmogliche Beschleunigung der Genehmigungsverfahren fiir Windenergieanlagen an Land zu
erreichen, soll die Umsetzung der europdischen Regelung zu den ,,Go-to-areas® in nationales Recht bereits parallel
zu den Verhandlungen auf européischer Ebene erfolgen. Die Anwendbarkeit des § 6 WindBG wird daher in des-
sen Absatz 2 unter den Vorbehalt gestellt, dass ein européischer Rechtsakt die in § 6 Absatz 1 WindBG geregelten
Verfahrenserleichterungen zulisst.

Sollten die derzeitigen Inhalte des Regelungsentwurfes zu § 6 WindBG nach den Ergebnissen der Verhandlungen
auf europdischer Ebene nicht mit den Vorgaben der Richtlinie vereinbar sein, ist § 6 WindBG anzupassen. Eine
solche Anpassung kann gegebenenfalls noch im parlamentarischen Verfahren zur ROG-Novelle vorgenommen
werden.

Zu Ziffer 10 f)

Um mehr Rechtssicherheit zu schaffen, sollen die Anforderungen an die Beriicksichtigung artenschutzrechtlicher
Belange auf Planebene auf Grundlage der mit dem sogenannten ,,Wind-an-Land-Gesetz* geschaffenen Verord-
nungserméchtigungen konkretisiert werden.

Zu Ziffer 10 g)

Die Bundesregierung verweist auf die Stellungnahme zu Ziffer 10c) und nimmt die Bitte des Bundesrates im
Ubrigen zur Kenntnis.
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